
Der Herbst der Reformen ist in 
vollem Gange, an etlichen Stellen 
im Sozialen sind Kürzungen ge-
plant. „Wir können uns den Sozial-
staat nicht mehr leisten,“ heißt es 
dann. Solche Äußerungen verur-
sachen nicht nur große Angst, sie 
gefährden außerdem den sozialen 
Frieden. Denn unser Sozialstaat ist 
auch deshalb so wichtig, weil er 
Verteilungsgerechtigkeit ermög-
licht. Beispiel Wohnungskrise: Viele 
Menschen leben jetzt schon extrem 
beengt; bezahlbarer Wohnraum ist 
nicht erst seit gestern knapp. 

Trotzdem soll es künftig möglich 
sein, die Mietkosten für Menschen 
im Sozialleistungsbezug komplett 
zu streichen. Das finden wir verant-
wortungslos. Auch, weil es nicht nur 
diejenigen, die damit gerügt werden 
sollen, betrifft: Alle Menschen im 
Leistungsbezug werden es bei der 
Wohnungssuche noch schwerer 
haben. Denn Vermieter wissen nun: 
Bürgergeldbeziehenden eine Woh-
nung zu geben, birgt die Gefahr, dass 
das Amt die Miete nicht mehr zahlt. 
Zwar sollen Familien verschont 
werden – wir befürchten dennoch, 

dass aus der Wohnungskrise bald 
eine Wohnungslosenkrise wird. 

Mit der Verschärfung der Re-
gelungen bei der neuen Grundsi-
cherung lässt sich wenig sparen; 
– gemessen am gesamten Milliar-
denhaushalt sind dies Kleinstbeträ-
ge. Lasst uns deshalb absehen vom
Bürgergeld-„Bashing“ und überle-
gen, wie wir den Haushalt auf eine
solide Basis stellen können. Das
geht, wenn Vermögende in Deutsch-
land einen größeren Beitrag leisten!

Michaela Engelmeier
� SoVD-Vorstandsvorsitzende

Blickpunkt

„Bargeld ist  
unverzichtbar“

Seite 4

Bundesbankvorstandsmitglied
Burkhard Balz im Gespräch
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10. Inklusionslauf
ein voller Erfolg
Gelebte Teilhabe und 
Vielfalt beim Sport

Info zu Krankengeld
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Was Versicherte beim Bezug 
beachten sollten

Die SoVD-Vorständinnen Sandra Fehlberg (li.) und Michaela Engelmeier (2. v. re.) mit Schirmherr Michael Thews (MdB, SPD) und Bärbel 
Bas, Bundesministerin für Arbeit und Soziales (SPD), Hauptrednerin der Veranstaltung. 

Foto: Wolfgang Borrs 

Fortsetzung auf Seite 2

Stabilisierung des gesellschaftlichen Miteinanders im Fokus des Parlamentarischen Abends

Wohin steuert unsere Demokratie?
„Demokratie – Quo vadis?“, un-

ter diesem Motto stand der dies-
jährige Parlamentarische Abend 
des SoVD. Zahlreiche Gäste aus 
Politik, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft waren der Einladung in 
die Deutsche Parlamentarische 
Gesellschaft gefolgt, um sich zu 
diesem wichtigen Thema auszu-
tauschen. Hauptrednerinnen wa-
ren Bärbel Bas, Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales, und Ferda 
Ataman, Unabhängige Bundesbe-
auftragte für Antidiskriminierung.

Schirmherr Michael Thews 
(MdB, SPD) stellte zu Beginn der 
Veranstaltung das Wirken des 
SoVD heraus: „Sozialpolitik ist 
nicht Beiwerk – sie ist Funda-
ment für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und demokratische 
Stabilität. Für drängende sozial-
politische Fragen ist der SoVD 
ein guter Ansprechpartner und 
Berater.“

Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier hieß 
anschließend unter den Gästen 

insbesondere die Arbeits- und 
Sozialministerin Bärbel Bas 
(SPD) sowie die Parlamentari-
schen Staatssekretär*innen Jo-
hann Saathoff, Carsten Träger, 
Katja Mast und Kerstin Griese 
(alle SPD) willkommen. 

Auch Jürgen Dusel, den Beauf-
tragten der Bundesregierung für 
die Belange von Menschen mit 
Behinderungen, Ferda Ataman, 
Unabhängige Antidiskriminie-
rungsbeauftragte, Katja Kipping, 
Geschäftsführerin des Paritäti-

schen Gesamtverbandes, Peter 
Weiß, Bundesbeauftragter für 
die Sozialversicherungswahlen, 
Lilian Tschan, Staatssekretärin 
im BMAS, und Verena Bentele, 
VdK-Präsidentin, begrüßte En-
gelmeier namentlich.

In ihrem Redebeitrag zeigte 
sich die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende besorgt um die aktuelle 
politische Entwicklung: „1933 
ging der Rechtsruck in Deutsch-
land so weit, dass die Menschen 
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Großer Einsatz für den SoVD
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Wohin steuert unsere Demokratie? 
Fortsetzung von Seite 1
die politische Macht an die na-
tionalsozialistische Partei über-
trugen. Politischer Austausch 
und eine Debattenkultur waren 
ab diesem Zeitpunkt nicht mehr 
möglich. Wir stehen an einem 
Scheideweg. 2029 steht uns ein 
wegweisen-
des Jahr bevor. 
Und wenn ich 
Ihnen eine Sa-
che an diesem 
heutigen Abend mitgeben darf, 
dann ist dies: Gute Sozialpolitik 
ist Demokratieförderung.“

Bundeskanzler Friedrich Merz 
(CDU) habe den Herbst der Re-
formen angekündigt, der inzwi-
schen auf Hochtouren laufe, so 
Engelmeier weiter. Sie betonte: 
„Eine Kommission, die wir als 
SoVD besonders eng begleiten, 
ist die Sozialstaatskommission.“

Diskussionen um Kürzungen 
im Sozialen machten den Men-
schen unfassbar Angst, mahnte  
die SoVD-Vorstandsvorsitzende.  
„Wir als SoVD sind eine starke 
Stimme. Wir stärken den Sozi-
alstaat, indem wir für ihn spre-
chen.“ Sie sei entrüstet, wenn 

In der folgenden Podiumsdis-
kussion stellte Soziallobbyist 
Ulrich Schneider fest: „Es ist gut 
und wichtig, dass der SoVD als 
Organisation der Zivilgesell-
schaft eine klare Haltung gegen-
über den Feinden der Demokra-
tie hat.“ 

Staatssekretärin Lilian Tschan 
gab zu bedenken: „Viele Men-
schen in Deutschland haben ein 

ausgeprägtes historisches Be-
wusstsein, diese Gruppe ist viel 
größer als in anderen Ländern. 
Das ist ein großes Kapital.“ 

Die Anwesenden nutzten den 
weiteren Abend zum intensiven 
und konstruktiven Austausch.�

Veronica Sina
Weitere Eindrücke vom Parla-

mentarischen Abend und ein Vi-
deo gibt es auf www.sovd.de.

Die Podiumsrunde, moderiert von Bundespressesprecher Peter M. 
Zernechel, war dem Thema Demokratiestärkung gewidmet.

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Ulrich Schneider, Soziallobbyist 
und ehemaliger DPWV-Haupt-
geschäftsführer:  
„Es ist nicht damit getan, sich Sor-
gen anzuhören. Die Leute wollen 
Lösungen und keine Halbheiten. 
(...) Bei unseren Sozialleistungen 
explodiert im Übrigen gar nichts.“

Bärbel Bas, Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales (BMAS):  
„Demokratie und Sozialstaat ge-
hören zusammen und müssen 
zusammen gedacht und geschützt 
werden. Dafür muss die Demokratie 
gelebt werden, denn sie hat ihr Fun-
dament im Alltag der Menschen.“

Lilian Tschan, Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales: „Angst ist ein 
schlechter Ratgeber, auch in Kri-
senzeiten. Was wir brauchen, ist 
eine Versachlichung in der Debat-
te über den Sozialstaat, der sehr 
komplex ist!“

Ferda Ataman, Unabhängige 
Bundesbeauftragte für Antidis-
kriminierung: „Demokratie ist 
mehr als eine Staatsform. Seit 1945 
braucht Demokratie auch Minder-
heitenschutz. (...) Minderheiten-
schutz und ein Leben in Würde sind 
Rechte und nicht verhandelbar.“

Michaela Engelmeier, SoVD-
Vorstandsvorsitzende: 
„Der SoVD ist die laute Stimme für 
die Menschen, die keine Stimme 
haben. (...) Der soziale Friede steht 
auf der Kippe, und da müssen wir 
als Verband entschieden entge-
genwirken.“

Raum für Humor: BMAS-Ministerin Bärbel Bas mit Ulrich Schneider, 
ehemaliger Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes, vor Beginn des offiziellen Veranstaltungsteils. 

Auf großes Interesse stießen die Vorträge wie auch die Podiumsbeiträge. Unterdessen fand eine 
Mentimeter-Umfrage statt, an der sich die Anwesenden mittels QR-Code beteiligen konnten. 

gesagt werde, man könne sich 
diesen Sozialstaat nicht mehr 
leisten, der Vorbild für viele Län-
der sei: „Lasst uns aufhören, den 
Sozialstaat schlechtzureden!“ 

Dies griff die Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales, Bärbel 
Bas, auf: „Eine Demokratie hat 

es schwer, wenn 
Menschen Ver-
trauen in die 
Leistungsfähig-
keit des Staates 

verlieren.“ 
Bas lobte den SoVD für dessen 

Engagement. „Ihr Verband war 
immer mehr als eine Interes-
senvertretung. 
Der SoVD war 
von Anfang an 
immer auch 
eine politische 
Kraft.“ Das Motto des Abends 
könnte nicht besser gewählt 
sein, ergänzte sie: „Demokratie 
verteidigt sich nicht von alleine!“ 

Die Bundesministerin zitierte 
bekräftigend eine kürzlich ge-
troffene Aussage des Behinder-
tenbeauftragten Jürgen Dusel: 
„Demokratie braucht Inklusion“, 
und: „Demokratie braucht De-

Michaela Engelmeier:
„Gute Sozialpolitik ist  
Demokratieförderung!“

mokratinnen und Demokraten“. 
Bezugnehmend auf die noch 
bevorstehenden Rentenbe-
schlüsse machte Bas klar: „Die 
Rente ist keine milde Gabe, son-
dern hart erarbeitet.“ Zum heik-
len Thema „Bürgergeld“ oder 
„neue Grundsicherung“, wie 
die staatliche Leistung künftig 
heißen soll, sagte sie: „Zur De-
mokratie gehört auch der Erhalt 
eines funktionierenden Sozial-
staates.“ 

Ferda Ataman, Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung,  
bemängelte in ihrer Rede die 
fehlende Sachpolitik in den so-

zialen Medien 
und forderte 
mehr sachbe-
zogene Analy-
sen. „Viele mar-

ginalisierte Gruppen werden von 
Extremist*innen angezogen.“

An den SoVD gewandt hob 
Ataman anerkennend hervor: 
„Sie setzen sich seit 100 Jahren 
konsequent dafür ein, dass alle 
Menschen in unserem Land ein 
gutes und würdevolles Leben 
führen können. Sie stehen ein 
für gelebte Demokratie.“ 

Bärbel Bas: 
„Demokratie verteidigt sich 

nicht von alleine“

Die Stabilisierung des gesellschaftlichen Miteinanders stand im Fokus des Parlamentarischen Abends
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Jürgen Dusel, Beauftragter der 
Bundesregierung für die Belan-
ge von Menschen mit Behinde-
rungen, hatte erneut zum Jahres-
empfang eingeladen. Den SoVD 
vertrat dabei die Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier. 

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stand das Thema Inklusi-
on als gelebte Demokratie und 
als Menschenrecht. Ehrengast 
war der Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier. Er betonte in 
seiner Rede: „Inklusion ist kein 
Nice-to-have für gute Zeiten, 
und sie ist auch keine politische 

In diesem Jahr feierte der 
Kriegsopfer- und Behinderten-
verband (KOBV) Österreich sein 
80-jähriges Bestehen. An dem
Festakt in Wien nahm auch die
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier teil. In ihrer
Rede anlässlich des Verbands-
jubiläums wies sie auf die Pa-
rallelen beider Verbände hin:
KOBV und SoVD, so Engelmeier, 
setzten sich in besonderer Wei-
se für die Interessen von Men-
schen mit Behinderungen ein.
Der Austausch sei daher beson-
ders wichtig.

Inklusion 
als gelebte
Demokratie

Jubiläum:
80 Jahre KOBV 
Österreich

SoVD im Gespräch

Auf dem Jahresempfang kam Michaela Engelmeier auch mit dem 
Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier ins Gespräch.

Eine Sozialstaatsreform, so der 
Behindertenbeauftragte Jürgen 
Dusel in seiner Rede auf dem 
Jahresempfang, müsse bürokra-
tische Hürden für Menschen mit 
Behinderungen abschaffen.

Digitalisierung kann man lernen
Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) vertritt die Interessen der 

älteren Generationen. Als eines der zahlreichen Mitglieder bringt sich dort seit vielen Jahren auch 
der SoVD ein. Anfang Oktober war der Verband zu der Fachtagung „Digital geht auch einfach!?“ vom 
DigitalPakt Alter eingeladen. Auf dieser widmeten sich zahlreiche Vorträge und Diskussionen der 
Frage, wie eine benutzerfreundliche Technik zur besseren Teilhabe älterer Menschen beitragen kann.

Es ist keine neue Erkenntnis, 
dass die fortschreitende Digi-
talisierung heute nahezu alle 
Bereiche des täglichen Lebens 
betrifft. Durch sie ergeben sich 
weitreichende Möglichkeiten 
gesellschaftlicher Teilhabe. 
Die Tagung der BAGSO machte 
deutlich, dass dies uneinge-
schränkt auch für ältere Men-
schen gilt. Sie können über 
das Internet Kontakte pflegen 
sowie Bankgeschäfte und Be-
hördengänge von zu Hause aus 
erledigen. Dabei muss jedoch 
sichergestellt sein, dass sich 
niemand von diesen Chancen 
abgehängt fühlt.

Digitale Technik erleichtert 
selbstbestimmtes Leben

Für viele Menschen scheint 
der Umgang mit einem Smart-
phone oder einem Tablet ganz 
selbstverständlich zu sein. Das 
darf jedoch nicht 
darüber hinweg-
täuschen, dass 
diese Technolo-
gie für Ältere oft-
mals noch eine 
erhebliche Hürde darstellt. Nicht 
wenige Senior*innen fühlen sich 
überfordert und scheuen des-
halb den Umgang mit diesen 
Geräten. Das hat unter Umstän-
den gravierende Folgen. Denn 
der somit erschwerte Zugang zu 
Informationen und Dienstleis-
tungen kann sich durchaus ne-
gativ auf ihre Selbstständigkeit 
auswirken. 

Ein Schwerpunkt der Tagung 
war daher die Frage, wie sich 
„smarte“ Technik im Alltag ein-
facher nutzen lässt. Aus ihrer 
jeweiligen Praxis berichteten 

A n w e s e n d e 
hierzu von ver-
fügbaren Hilfe-
systemen und 
Bedienhilfen. 

Von Vorteilen profitieren
alle Altersgruppen

Im Verlauf der Diskussion 
wurde jedoch deutlich, dass ge-
rade Ältere bei der Gestaltung 
digitaler Technologien künftig 
stärker einbezogen werden 
müssen. Davon abgesehen kä-
men Barrierefreiheit, intuiti-
ve Bedienoberflächen sowie 
funktionierende Infrastruktu-

ren generationenübergreifend 
aber letztlich allen Menschen 
zugute.

DigitalPakt Alter baut 
Berührungsängste ab

Mit ihrer Initiative „Digital-
Pakt Alter“ will die BAGSO vor 
allem älteren Menschen den 
Zugang in die digitale Welt er-
leichtern. Als Anlaufstellen fun-
gieren sogenannte Erfahrungs-
orte. Dort kann man Fragen 
stellen sowie den Umgang mit 
dem Internet oder dem Smart-
phone erlernen. 

Ob es ein entsprechendes An-
gebot auch in Ihrer Nähe gibt, er-
fahren Sie entweder im Internet 
unter: www.digitalpakt-alter.de 
oder aber telefonisch unter Tel.: 
0228 / 24 99 93 49.� jos

Fachtagung der BAGSO brachte ältere Menschen und Technik zusammen

Ihre Berichte erstellt die Bundesregierung auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Erkenntnisse. Auf diese Weise sollen die un-
terschiedlichen Lebenslagen in Deutschland deutlich werden. Das 
wiederum soll es der Politik erleichtern, Lösungsansätze dafür zu 
entwickeln, wie sich die Kluft zwischen Arm und Reich überwinden 
lässt.

Der Entwurf des aktuellen Armuts- und Reichtumsberichtes 
greift verschiedene Anregungen des SoVD auf. So kommen zum 
Beipiel von Armut betroffene Menschen stärker als bisher zu Wort. 
Zudem enthält der Bericht genauere Untersuchungen zu dem Phä-
nomen verdeckter Armut, etwa wenn Betroffene ihnen eigentlich 
zustehende Leistungen der Grundsicherung nicht in Anspruch 
nehmen. Auch die Auswirkungen der Corona-Pandemie oder der 
gestiegenen Inflation beleuchtet die Untersuchung.

Bedauerlich dagegen ist es aus Sicht des SoVD, dass der Bericht 
die tatsächliche Verteilung des Reichtums in Deutschland fast gar 
nicht beachtet. Gerade privilegierte Lebenslagen bleiben im Ver-
gleich zum Thema Armut weiterhin im Dunkeln. � jos

Der endgültige Bericht liegt voraussichtlich im Dezember vor. Über 
die Details berichtet dann auch die SoVD-Zeitung „Soziales im Blick“.

Wie sind Armut und 
Reichtum verteilt?

Bericht der Bundesregierung soll Erkenntnisse liefern

Die Bundesregierung veröffentlicht voraussichtlich Ende dieses 
Jahres den mittlerweile siebten Armuts- und Reichtumsbericht. 
Auf einem Symposium stellte Bundesarbeitsministerin Bärbel 
Bas (SPD) vorab zentrale Ergebnisse vor. Berücksichtigung fanden 
dabei auch Kritikpunkte des SoVD.

An dem Austausch zum Armuts- und Reichtumsbericht beteiligten 
sich neben dem SoVD zahlreiche Verbände und Organisationen.

Der „DigitalPakt Alter“ bringt Lernwillige zusammen. Denn auch 
Digitalisierung funktioniert am besten gemeinsam.

Foto: BMAS

Foto: Herby Sachs / BAGSO

Mode, die man einfach wieder 
beiseitelegt. Inklusion ist ein 
Menschenrecht!“ Steinmeier rief 

dazu auf, Barrierefreiheit etwa in 
Schulen oder Unternehmen von 
Anfang an mitzudenken.

Fotos: SoVD
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Bargeld als Zahlungsmittel unverzichtbar
In den letzten Jahren haben sich auch in Deutschland die Zahlungsgewohnheiten stark verändert: Kartenzahlungen und mobile Bezahl-

dienste sind gefragt. Schnelligkeit, Komfort und Hygiene – das schätzen viele am elektronischen Geldverkehr. Allerdings hat auch Bargeld 
Vorteile: vom Bezahlen frei von kommerzieller Überwachung über die leichtere Budgetkontrolle bis hin zur Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben, die einer großen Zahl von Menschen ansonsten verwehrt bliebe. Deshalb setzt sich der SoVD für den Erhalt des Bargeldes ein. 

Der Trend geht hin zu digitalen 
Zahlungsmethoden. Das belegen 
auch Erhebungen: Gemessen am 
Umsatz lag die Debitkarte bei 
Bezahlvorgängen 2023 mit 32 
Prozent an der Spitze, gefolgt 
von Bargeld mit 26 Prozent. Al-
lein in der Pandemiezeit hatten 
sich demnach zwischen 2021 
und 2023 die Zahlungsvorgän-
ge mit Smartphone und -watch 
bereits verdreifacht. Mit Blick 
auf die Anzahl der getätigten 
Transaktionen machte Bargeld 
mit einem Anteil von 51 Prozent 
2023 weiterhin – knapp – den 
größeren Part aus. Hier liegen 
die Deutschen europaweit vorne.

Doch auch wenn der Wunsch 
danach besteht: Barzahlen ist 
vielerorts gar nicht mehr mög-
lich, so etwa bei der Hälfte der 
deutschen Behörden und Äm-
ter. Immer mehr Unternehmen 
akzeptieren allein bargeldlose 
Zahlungen. Dazu gehören zum 

Beispiel die Berliner Verkehrs-
betriebe mit ihren Bussen, be-
stimmte Mobilfunkanbieter, 
verschiedene Einzelhändler und 
Gastronomiebetriebe. 

Als eine der größten Interes-
senvertretungen für Menschen 
mit Behinderungen ist der SoVD 
darüber besorgt. „Bargeld ist un-
verzichtbar, besonders für Ältere, 

SoVD-Vorstandvorsitzende betont im Gespräch den inklusiven Aspekt von Barzahlungen 

Menschen mit Behinderungen 
oder wenig Einkommen“, betont 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. 

Zusammen mit der Bundeszen-
tralbank, dem Deutschen Blin-
den- und Sehbehindertenver-
band und weiteren Organisatio-
nen veröffentlichte der SoVD im 
Sommer 2024 ein Thesenpapier. 
„Bargeld bleibt wichtig!“ , lautete 
dessen zentrale Botschaft.

Ende August 2025 trafen sich 
die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier und 
Bundesbank-Vorstandsmitglied 
Burkhard Balz zum persönlichen 
Gespräch über das gemeinsame 
Anliegen, den Euro als inklusives 
und sicheres Zahlungsmittel zu 
erhalten. Nun ist Engelmeier 
eingeladen, die Positionen des 
SoVD im Rahmen des sechsten 
Bargeldsymposiums der Bun-
desbank am 5. November zu 
vertreten. � Veronica Sina 

Etwa die Hälfte aller Zahlungen an der Ladenkasse erfolgt in bar – 
das soll weiter möglich sein. Der digitale Euro könnte eine sinnvolle 
Ergänzung darstellen. An einem Verordnungsentwurf wird gearbeitet.

Ende August trafen sich die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier und Bundesbank-Vorstandsmitglied Burkhard Balz in 
der Frankfurter Bundesbankzentrale zum konstruktiven Austausch. 

Foto: Julian Stratenschulte / picture alliance

Foto: Bundesbank 

Euro-Aufsicht
Die Deutsche Bundesbank 

fungiert als unabhängige 
Zentralbank der Bundes-
republik Deutschland. Seit 
1999 Teil des Eurosystems, 
ist sie – mit den anderen 
nationalen Zentralbanken 
und der Europäischen Zent-
ralbank – für die gemeinsa-
me Währung verantwortlich. 
Hauptgeschäftsfeld ist die 
Geldpolitik des Eurosystems 
mit dem Ziel einer Preissta-
bilität im Euroraum. 

Die Bundesbank wirkt in 
der nationalen Aufsicht über 
Kreditinstitute mit, dies auch 
im Rahmen der einheitlichen 
europäischen Bankenauf-
sicht. Zudem gehören das 
Bargeld und der unbare Zah-
lungsverkehr zu ihren Aufga-
benfeldern. 

Die sechs Vorstandsmit-
glieder werden zur Hälfte 
von Bundesregierung und 
Bundesrat vorgeschlagen 
und vom Bundespräsiden-
ten ernannt. Von Weisungen 
Dritter, auch von solchen 
der Bundesregierung, ist die 
Bundesbank unabhängig.

Warum ist Bargeld überhaupt 
so wichtig?

Viele Menschen in Deutschland 
möchten mit Bargeld bezahlen 
und es als Wertaufbewahrungs-
mittel nutzen. Etwa bei der Hälfte 
aller Zahlungen an der Ladenkas-
se wird bar bezahlt. Das liegt an 
den besonderen Eigenschaften 
des Bargeldes. Beispielsweise 

schützt Bargeld die Privatsphäre, 
weil es keine Datenspur hinter-
lässt. Und mit Bargeld können 
wir jederzeit bezahlen, selbst 
ohne Strom oder Internet. Nicht 
zuletzt verkörpert Bargeld ein 
Stück Vertrauen und Stabilität. 
Euro-Banknoten und -Münzen 
sind gesetzliches Zahlungsmittel 
und momentan die einzige Form 

von Zentralbankgeld, die jeder 
Bürger direkt nutzen kann. 

Zusätzlich wollen wir den digi-
talen Euro einführen, eine digitale 
Variante des Zentralbankgeldes. 
Dieser digitale Euro würde vie-
le der bewährten Eigenschaften 
des Bargeldes in die digitale Welt 
übertragen und das Bargeld sinn-
voll ergänzen. 

Auf EU-Ebene wird mit dem 
Single Currency Package gerade 
ein Verordnungsentwurf verhan-
delt. Dieser soll dem digitalen 
Euro eine rechtliche Grundlage 
geben und gleichzeitig die Ver-
fügbarkeit und Annahme von 
Euro-Bargeld überall im Wäh-
rungsraum sicherstellen. Auch 
die Politik hat also die Bedeutung 
des Bargeldes erkannt. 

Welche Bedeutung hat Bar-
geld für den sozialen Zusam-
menhalt? 

Bargeld ist ein wichtiges so-
ziales Bindeglied. Als inklusives 
Zahlungsmittel können alle Men-
schen mit Bargeld unkompliziert 
bezahlen, unabhängig von Alter, 
Einkommen oder technischer 

Ausstattung. Bargeld erleichtert 
es zudem, den Wert des Geldes 
begreifbar zu machen. Kinder 
und Jugendliche lernen durch 
Scheine und Münzen anschau-
lich den Umgang mit Geld. Eltern 
und Großeltern geben Kindern 
oft Bargeld, damit diese selbst-
ständig einkaufen und den Wert 
von Dingen einschätzen können. 
Dieses Heranführen an ökono-
mische Selbstständigkeit ist ein 
wichtiger gesellschaftlicher Wert. 
Bargeld wirkt hier als Vermittler 
von Finanzwissen zwischen den 
Generationen.

Welche Rolle spielt dabei der 
Sicherheitsaspekt? 

Bargeld bietet technische Si-
cherheit, denn es kann nicht von 
Hackern ausspioniert oder durch 
technische Störungen unbrauch-
bar gemacht werden. 

Auch wenn digitale Bezahlsys-
teme grundsätzlich sehr sicher 
sind, kann es zu Ausfällen kom-
men. Bargeld ist offline nutzbar 
und kann damit grundsätzlich 
ohne technische Infrastruktur 
verwendet werden. Es spielt da-

Zu den Kernaufgaben der Bundesbank gehört neben den Währungsreserven, der Bankenaufsicht und den Bankdienstleistungen für 
staatliche Einrichtungen ebenso die Bargeldversorgung. Bundesbank-Vorstandsmitglied Burkhard Balz setzt sich dafür ein, dass das 
bewährte Zahlungsmittel auch in einer digitalisierten Welt seinen Platz behält. Im Interview spricht er über die Beweggründe.

Burkhard Balz
Vorstandsmitglied der

Deutschen Bundesbank

Für die Krisenvorsorge ist Bargeld bedeutsam
Burkhard Balz setzt auch aus Sicherheitsgründen auf bewährtes Zahlungsmittel – „wichtiges soziales Bindeglied“

her eine wichtige Rolle für die 
Not- und Krisenvorsorge.

Außerdem sind Euro-Bankno-
ten mit modernsten Sicherheits-
merkmalen ausgestattet und gel-
ten als überaus fälschungssicher. 
Rein rechnerisch gibt es jährlich 
nur neun falsche Banknoten je 
10.000 Einwohner. 

Aktuell bereiten die Zentral-
banken im Eurosystem außerdem 
eine dritte Euro-Banknotenserie 
vor. Dabei werden neue, noch fort-
schrittlichere Sicherheitsmerk-
male entwickelt, um Fälschern 
auch künftig einen Schritt voraus 
zu sein.

� Interview: Veronica Sina 

Interview

Foto: Tim Wegner
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Neues Jahr, neuer Rekord 
beim SoVD-Inklusionslauf! Zur 
zehnten Ausgabe begrüßte die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier mehr als 
1.200 Teilnehmende und be-
zeichnete diese Zahl als „ab-
soluten Wahnsinn“. Insgesamt 
besuchten den ganzen Tag über 
mehr als 4.000 Menschen den 
Lauf und die Ausstellungsfläche 
rings um Start und Ziel. 

Auf der Bühne begleitete sie 
der SoVD-Verbandsratsvorsit-
zende Bernhard Sackarendt. 
Dieser betonte die Bedeutung 
des Verbandes in der Gesell-
schaft und unterstrich: „Wir sor-
gen dafür, dass der Sozialstaat 
ein Sozialstaat bleibt.“ 

Schirmherr war Fabian Dre-
scher, Präsident von Hertha 
BSC, der auch selbst als Läufer 
teilnahm. Für ihn war der Lauf 
nicht nur nur ein willkommenes 
Training, sondern auch eine Ver-
anstaltung mit Vorbildcharakter 
für Sportevents und die gesam-
te Gesellschaft. 

Mit dem Bambinilauf stand 
schon früh das erste sportli-
che Highlight an. Mit viel Elan 
und manchmal auch etwas Un-

terstützung durch die Eltern 
schafften alle der mehr als 100 
Startenden die 300 Meter. Für 
die Kinder mit und ohne Ein-
schränkungen gab es lautstarke 
Anfeuerungen von außen. 

Bunt und inklusiv ging es da-
nach beim Staffellauf weiter. 
Über 4 mal 400 Meter waren 
Teamwork und ein wenig Aus-
dauer gefragt. Gleich mehrere 
Mannschaften gingen für den 
SoVD an den Start, darunter 

die „SoVD-Turboschnecken“ mit 
Michaela Engelmeier, dem Ver-
bandsratsvorsitzenden Bern-
hard Sackarendt und seinem 
Stellvertreter Alfred Bornhalm. 

Neben der Laufstrecke bot 
sich den Besucher*innen ein 
buntes Programm mit Essen und 
Trinken sowie vielen Informati-
onsständen sozialer Organisati-
onen, darunter Zelte des SoVD 
sowie vom BBW Stendal und 
dem Nordic CAMPUS. Vor allem 
Jüngere konnten ihre Geschick-
lichkeit beim Hindernisparcours 
beweisen oder beim Stand von 
Hertha BSC ihre Schusskraft 
messen lassen. Auf der Bühne 
veranschaulichten unterdessen 
einige Aussteller*innen ihre An-
gebote ausführlicher.

Auf der Strecke ging es mit 
den Läufen über 1 und 2,5 Ki-
lometer weiter. Auch hier wa-
ren viele junge Starter*innen 
dabei, die das Rennen mit 
großer Dynamik angingen. Die 
Schnellsten brauchten gerade 
einmal vier Minuten für den 
Kilometer. 

Vor den langen Läufen prä-
sentierte die Band „Mental 
Shakedown“ beschwingte 

Country- und Rockabilly-Musik. 
Um 13 Uhr schickte Schirm-
herr Fabian Drescher dann die 
letzten Teilnehmenden zu Fuß, 
im Rollstuhl, im Handbike oder 
auch mit Guide oder Begleit-
hund auf die Runde rings um das 
Tempelhofer Feld für die 5- und 
10-Kilometer-Strecke. Anfangs 
trug der Rückenwind die Star-
tenden über die Strecke, doch 
bei einem Rundkurs kommt 
unweigerlich der Punkt, an dem 
er zum Gegenwind wird. So ge-
staltete sich die letzte Etappe 
etwas beschwerlicher, und der 

Auch graue Wolken und starker Wind konnten die Laune nicht trüben. Der SoVD-Inklusionslauf am 
11. Oktober lockte so viele Menschen wie noch nie auf das Tempelhofer Feld in Berlin. Neben dem 
Sport standen die lebendige Gemeinschaft und der Austausch im Mittelpunkt. 

Gelebte Teilhabe und Vielfalt beim Sport
10. SoVD-Inklusionslauf in Berlin: Teilnehmende mit und ohne Einschränkungen aus allen Generationen

Wind forderte bei manchen Tri-
but. Doch je weiter man kam, 
desto größer die Motivation, die 
Ziellinie zu erreichen. Am Ende 
schafften alle die Etappe und 
konnten sich über die Finisher-
Medaille und die wohlverdiente 
Stärkung mit Obst, Wasser und 
Traubenzucker freuen. 

Auf der Internetseite 
www.sovd.de/inklusionslauf 
gibt es ein Video zur Veran-
staltung sowie einen Link zur 
großen Fotogalerie mit vielen 
weiteren Bildern. 

� Sebastian Triesch

SoVD-Jugend-Staffel mit Sabrina Struck, Sebastian Freese, Alexan-
der Menzel und Max-Luca Ladendorf, re.: Moderator Toni Schmitt. 

Foto: Sascha Pfeiler

Michaela Engelmeier, Alfred Bornhalm (Vorsitzender SoVD Schles-
wig-Holstein und Bernhard Sackarendt (Verbandsratvorsitzender 
SoVD Niedersachsen) als „SoVD Turboschnecken“ beim Staffellauf. 

Foto: Peter Kunze

Glückliche Kinder und stolze Eltern, die das Ziel erreichen, machen 
den Inklusionslauf zu etwas ganz Besonderem. 

Foto: Peter Kunze

Auch das BBW war mit mehre-
ren Teilnehmenden dabei. 

Foto: Peter Kunze

Teamwork wird beim Inklusions-
lauf groß geschrieben. 

Foto: Peter Kunze

Fabian Drescher im Ziel. 
Foto: Peter Kunze

Handbikes und Rollstühle gehören schon immer zum Starterfeld 
beim SoVD-Inklusionslauf. 

Erschöpft, aber glücklich kamen die Teilnehmenden im Ziel an. Dort 
gab es viel Applaus und Stärkungen.  

Foto: Peter KunzeFoto: Sascha Pfeiler

https://www.sovd.de/inklusionslauf
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Nachruf
Wir trauern um

Hartmut Marx,

der am 4. Oktober im Alter von 81 Jahren verstorben ist.

Während seiner fast drei Jahr-
zehnte dauernden Mitgliedschaft 
im SoVD bekleidete Hartmut Marx 
viele Ämter auf Orts-, Kreis, Lan-
des- und Bundesebene. Er war eine 
tragende Säule unseres Verbandes. 

1996 in den SoVD, damals noch 
Reichsbund, eingetreten, wurde 
Hartmut Marx bereits 1999 zum 
Schatzmeister des Landesverban-
des Baden-Württemberg berufen. 
2020 übernahm er den Vorsitz des damaligen Ortsverbandes 
Mannheim-Feudenheim-Wallstadt, heute Mannheim-Mitte. 

Im Jahr 2002 folgte die Wahl zum 1. Vorsitzenden des Kreis-
verbandes Baden. 16 Jahre stand er ab 2007 dem Landesver-
band Baden-Württemberg als 1. Vorsitzender vor, bis er 2023 
aus Altersgründen nicht mehr zur Wahl antrat.

Auch auf Bundesebene brachte sich Hartmut Marx mit 
großem Engagement, sozialem Interesse und Freundlichkeit 
ehrenamtlich ein. Bereits 2003 wurde er zum Bundesrevisor 
gewählt. Zudem war er langjähriges Mitglied im Präsidium 
– von 2007 bis 2011 als Schriftführer – sowie von 2007 bis 
November 2023 im Bundesvorstand und Finanzausschuss 
des Bundesverbandes. Auch im Aufsichtsrat des ehemaligen 
Hotels Mondial als damaliger SoVD-Tochtergesellschaft war 
Hartmut Marx mit großem Engagement tätig. 

Sein Wirken, seine Verlässlichkeit und seine Warmherzig-
keit werden uns unvergessen bleiben. 

Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt seiner Frau Brigitte und 
seiner Familie.

Wir werden Hartmut Marx ein ehrendes Andenken bewah-
ren.

Die Mitglieder des SoVD-Verbandrates
und der Bundeskonferenz
Die SoVD-Vorständinnen 

Verständigung statt Krieg
Volkstrauertag am 16. November erinnert an Opfer

Der diesjährige Volkstrauertag steht im Zeichen des Kriegsendes 
vor 80 Jahren. Damit stellt er gerade angesichts aktueller Konflikte 
eine Mahnung dar, Lehren aus der Geschichte zu ziehen.

Einst Gedenken an Gefallene 
des Ersten Weltkrieges, steht der 
Tag heute gegen Krieg, Terror 
und Gewaltherrschaft weltweit 
– für Demokratie, Verständigung 
und Frieden. Erinnerungskultur 
zeige, „dass Demokratien wehr-
haft und solidarisch sein müssen, 
um sich gegen aggressive Mäch-
te zu behaupten“, so Bundesprä-
sident Frank-Walter Steinmeier.

Die zentrale Gedenkstunde in 
Berlin, mit Repräsentant*innen 
der Bundesrepublik und Italiens 
Staatspräsident als Gast, richtet 
die Stiftung Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge aus. An vielen 
lokalen Kranzniederlegungen 
beteiligt sich der SoVD. � ele

Foto: RRF / Adobe Stock

Das stille Gedenken gilt allen 
Opfern von Krieg und Gewalt.

SoVD im Gespräch

Am 20. Oktober fand in Ber-
lin ein Spitzengespräch zu den 
Themen Klima- und Umwelt-
schutz statt. Eingeladen hierzu 
hatte Bundesumweltminister 
Carsten Schneider (SPD). Für 
den SoVD nahm Fabian Müller-
Zetzsche, Leiter der Abteilung 
Sozialpolitik beim Bundesver-
band, an dem Austausch teil. 

Der SoVD sprach sich dafür 
aus, etwa den öffentlichen Per-
sonenverkehr oder kommunale 
Wärmenetze klimaschonend 
auszubauen. Im Fokus sollten 
dabei jedoch nicht allein indivi-
duelle Ge- und Verbote stehen. 

Ausbau von 
Klima- und
Umweltschutz

An dem Treffen bei Bundesumweltminister Carsten Schneider 
(4. v. li.) nahm für den SoVD Fabian Müller-Zetzsche (li.) teil.

Zudem regte der Verband an, 
Förderprogramme zum Beispiel 
für E-Mobilität oder Gebäude-

energieeffizienz insbesondere 
auf kleine und mittlere Einkom-
men auszurichten.

Zwischenstand zur Pflegereform
 Steigende Kosten machen Betroffenen und Angehörigen wie auch Pflegeversicherung zu schaffen. 

Über notwendige Reformen berät daher die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pflege“. Erste 
Verlautbarungen der daran Beteiligten deuten jedoch nicht auf grundsätzliche Veränderungen hin.

Anfang Juli nahm die Arbeits-
gruppe unter Vorsitz von Bun-
desgesundheitsministerin Nina 
Warken (CDU) ihre Beratungen 
auf. Daran beteiligt sind unter 
anderem Vertreter*innen der 
Ministerien auf Bundes- und 
Landesebene sowie der kom-
munalen Spitzenverbände. Bis 
Jahresende sollen sie Eckpunk-
te für eine Pflegereform vorle-
gen. Erste Zwischenergebnisse 
wurden bereits jetzt bekannt.

Demnach bleibt der unter 
anderem vom SoVD geforder-
te Systemwechsel hin zu einer 
solidarischen Pflegevollver-
sicherung aus. Immerhin will 
man Leistungen künftig an die 
Lohnentwicklung oder an die 
Inflation anpassen. Zudem ist 
eine Deckelung der Eigenan-
teile in der stationären Pfle-
ge vorgesehen. Die hierfür im 
Raum stehende Einführung 
einer verpflichtenden Zusatz-

versicherung stößt allerdings 
beim SoVD auf entschiedenen 
Widerstand. 

Eine Forderung der Bundes-
länder, nach der versicherungs-
fremde Leistungen endlich 
konsequent aus Steuermitteln 
finanziert werden sollten, findet 
dagegen die Zustimmung des 
Verbandes. Die Diskussionen der 
Arbeitsgruppe wird der SoVD 
weiterhin begleiten und sich in-
haltlich einbringen.� jos

Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder legt erste Ergebnisse vor

Wer trotz Rente arbeitet, soll 
dafür keine Steuern zahlen.

Foto: SerPak / Adobe Stock

Kabinett beschließt Aktivrente
Für das kommende Jahr plant die Bundesregierung eine Rentenreform. Diese sieht neben einer 

Stabilisierung des Rentenniveaus auch eine sogenannte Aktivrente vor. Mit dieser sollen Menschen 
im Rentenbezug künftig bis zu 2.000 Euro steuerfrei hinzuverdienen können.

Zuletzt kam es wiederholt zu 
Streitereien innerhalb der Koa-
lition. Dennoch zeigten sich die 
Regierungsparteien zuversicht-
lich, dass die Reformen wie 
geplant zum 1. Januar in Kraft 
treten können.

Im Rahmen der Aktivrente 
würden dann auf Einnahmen 
aus nichtselbstständiger Be-
schäftigung in Höhe von bis 
zu 2.000 Euro monatlich kei-
ne Steuern erhoben. Damit, 
so Bundesfinanzminister Lars 
Klingbeil (SPD), wolle man An-
reize für erfahrene Arbeits- und 
Fachkräfte setzen. Das stärke 
den Arbeitsmarkt und die Wirt-
schaft gleichermaßen.

Die Aktivrente geht zurück 
auf einen Vorschlag der CDU 
und ist Teil eines größeren Ren-
tenpaketes. Zu diesem gehört 
auch die Festschreibung der 
Haltelinie beim Rentenniveau 
von 48 Prozent.

Aus Sicht des SoVD ist es zu 
begrüßen, dass die Rente einen 
großen Stellenwert innerhalb 
der Koalition hat. Die Einigung 
in dieser zentralen Frage zeige 
auch die Handlungsfähigkeit 
der Bundesregierung. Nun aber 
müsse die Rentenkommission 
für Klarheit darüber sorgen, 
was Menschen bei den Themen 
Rente und Alterssicherung er-
warten können.� jos

Gesetz soll Rentner*innen ab 2026 steuerfreien Hinzuverdienst ermöglichen

Foto: Christoph Soeder / BMUKN
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Der SoVD lebt von seinem 
vielfältigen und starken Eh-
renamt. Der freiwillge Ein-
satz, den die etwa 16.000 
Ehrenamtler*innen im ganzen 
Land für den SoVD leisten, sorgt 
für eine starke Verankerung des  
Verbandes in der Gesellschaft 
und ist in diesen Zeiten kaum 
genug anzuerkennen. 

Mit seiner Prämierung der 
„SoVD-Superheld*innen des 
Jahres“ zeichnet der SoVD stell-
vertretend für sie alle drei be-
sonders engagierte Mitglieder 
aus und belohnt ihr Engage-
ment. 

In diesem Jahr erfolgte die 
Zeremonie auf der großen Büh-
ne beim SoVD-Inklusionslauf in 
Berlin. Die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 
bedankte sich bei „den vielen 
Ehrenamtlichen, die tolle Sa-
chen machen“, und betonte, 
dass dieser Preis Engagement 
auszeichne, das sonst viel zu oft 
im Versteckten stattfinde. 

Der SoVD-Verbandsratsvor-
sitzende Bernhard Sackarendt 
schloss sich diesen Worten an 

und würdigte den Einsatz der 
Ehrenamtlichen für Verband: 
„Ohne sie wären wir als SoVD 
nicht das, was wir sind.“

Er übergab danach die erste 
Auszeichnung an Hans-Jürgen 
Schmidt (Landesverband Hes-
sen). Dieser leistet wichtige 
Arbeit als Sozialberater und 
unterstützt Mitglieder bei Be-

hördenkontakten. Sackarendt 
zeigte sich beeindruckt vom Ar-
beitspensum des Superhelden: 
„Allein im letzten Jahr leistete 
er über 600 Stunden ehrenamt-
liche Arbeit, schrieb fast 400 
Briefe, unterstützte Ratsuchen-
de bei Dutzenden Anträgen an 
die Deutsche Rentenversiche-
rung, beim Ausfüllen von Vor-
sorgevollmachten oder Patien-
tenverfügungen.“

Als Zweite erhielt Michaela 
Korte (Landesverband Schles-
wig-Holstein) ihren Preis. Sie 
organisiert Veranstaltungen 
wie das Frauenfrühstück und 
den Männertreff und ist auch 
außerhalb des SoVD aktiv; un-
ter anderem als ehrenamtliche 
Richterin am Sozialgericht. 
SoVD-Vorständin Sandra Fehl-
berg dankte Michaela Korte 
ausdrücklich „für Ihren Einsatz, 
Ihre Herzlichkeit und Ihre Uner-
müdlichkeit.“ 

Auch Alfred Bornhalm, Lan-
desvorsitzender des SoVD-
Schleswig-Holstein und 
stellvertretender Verbandsrats-
vorsitzender, gratulierte der 

Preisträgerin und unterstrich, 
dass er sehr stolz auf das Eh-
renamt in seinem Landesver-
band sei. 

Die dritte Auszeichnung als 
„SoVD-Superheld*in des Jah-
res“ erhielt Hannelore Veit. Die 
89-Jährige engagiert sich be-
sonders für die Belange älterer 
Menschen und von Frauen in 
schwierigen Lagen und organi-
sierte Spendensammlungen für 
das Oldenburger Frauenhaus. 
Michaela Engelmeier nannte 
sie ein „echtes Vorbild an Hu-

Das Ehrenamt ist eine tragende Säule des SoVD und trägt wesentlich zur erfolgreichen Verbands-
arbeit bei. Die Auszeichnung von drei „SoVD-Superheld*innen des Jahres“ honoriert deren vorbildli-
chen Einsatz in besonderer Weise. Die Preisträger*innen des Jahres 2025 stehen für die Vielfalt des 
freiwilligen Engagements im SoVD. Für 2026 können schon jetzt Kandidat*innen nominiert werden. 

Ehrungen für drei „SoVD-Superheld*innen“
Dreimal starker Einsatz für den SoVD: Preisverleihung beim Inklusionslauf auf dem Tempelhofer Feld

V. li.: Hans-Jürgen Schmidt, Michaela Korte, Alfred Bornhalm, Bern-
hard Sackarendt, Hannelore Veit, Sandra Fehlberg und Michaela 
Engelmeier bei der Preisverleihung auf der Bühne. 

Fotos: Peter Kunze

mor, Erfahrung und Tatkraft“. 
Hans-Jürgen Schmidt, Micha-

ela Korte und Hannelore Veit 
erhielten jeweils eine Urkunde 
sowie eine Zuwendung für ih-
ren Ortsverband. 

Die Superheld*innen-Aktion 
des SoVD geht auch 2026 wei-
ter. Alle Informationen zu Teil-
nahme und Nominierungen 
gibt es online unter www.sovd.
de/sovd-superhelden. Dort be-
findet sich auch ein Formular, 
mit dem direkt Vorschläge ein-
gereicht werden können. � str

Die drei „SoVD-Superheld*innen 
des Jahres“ 2025 in Berlin. 

Aus dem Bürgergeld wird die 
Grundsicherung für Arbeits-
suchende. Die schon im Koa-
litionsvertrag angekündigten 
Reformen haben nun in einem 
Gesetzentwurf konkrete Gestalt 
angenommen. Eine der wich-
tigsten Änderungen: Grundsi-
cherungsbeziehende, die nicht 
mit dem Jobcenter zusammen-
arbeiten und mehrfach Termine 
versäumen, sollen künftig här-
ter sanktioniert werden können.

Leistungsberechtigte, die ei-
nen ersten Termin im Jobcenter 
versäumen, sollen unverzüglich 
zu einem zweiten Termin ein-
geladen werden. Nehmen sie 
auch diesen nicht wahr, werden 
die Leistungen um 30 Prozent 
gekürzt – bisher waren es 10 
Prozent. Beim dritten Versäum-
nis werden die Regelsätze kom-
plett eingestellt, bei weiterem 
Fernbleiben auch die Kosten für 
die Unterkunft gestrichen. 

Der SoVD betrachtet das kri-
tisch. Denn bei aller Sorge um 
Sozialleistungsmissbrauch darf 

nicht vergessen werden, dass 
es die  Aufgabe des Sozialstaa-
tes ist, das Existenzminimum 
zu wahren. Diese Regelungen 
könnten viele Menschen, die 
aus ganz unterschiedlichen 
Gründen nur eingeschränkt mit 
dem Jobcenter kommunizieren, 
vor große Probleme stellen. 
Die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier warnte 
gegenüber der Funke-Medien-
gruppe: „Wir sind inmitten einer 
Wohnungskrise – nicht nur, dass 
viele Menschen viel zu beengt 
leben, bezahlbarer Wohnraum 
ist Mangelware. Und trotzdem 
soll es künftig möglich sein, die 
Mietkosten für Menschen im 
Sozialleistungsbezug komplett 
zu streichen. Das finden wir 
verantwortungslos.“

Stärkere Sanktionen soll es 
auch für Grundsicherungsbe-
ziehende geben, die ein Joban-
gebot nicht annehmen. Schon 
die erste Ablehnung eines An-
gebotes kann den kompletten 
Leistungsbezug zur Folge ha-

ben. Bisher war das erst beim 
zweiten Mal innerhalb eines 
Jahres der Fall. 

Generell verschiebt sich der 
Fokus der Jobcenter wieder 
stärker darauf, Menschen in 
Arbeit zu bringen. Dazu wer-
den der Vermittlungsvorrang 
und die Mitwirkungspflicht 
der Leistungsbeziehenden 
festgeschrieben. Menschen 
in der Grundsicherung sollen 
verpflichtet werden, auch ei-
nen möglicherweise weniger 
passenden Job anzunehmen. 
Für den SoVD ist das ein Rück-
schritt, denn Qualifizierung ist 
ein wichtiger Bestandteil bei 
der nachhaltigen Integration in 
den Arbeitsmarkt. Diesen Fokus 
aufzugeben, bedeutet, am fal-
schen Ende zu sparen. 

Veränderungen sind auch 
beim Schonvermögen und der 
Angemessenheit der Wohnung 
geplant: Bei der Vermögensan-
rechnung gibt es künftig keine 
Karenzzeit mehr. Stattdessen 
wird das Schonvermögen an 

die Lebensleistung der Betrof-
fenen gekoppelt – etwa durch 
Orientierung an Alter und bis-
herigen Beitragszeiten in der 
Arbeitslosenversicherung. Der 
SoVD hatte im Vorfeld davor 
gewarnt, dass ältere Arbeitslo-
se ihre Altersvorsorge verlieren 
könnten, wenn sie Grundsiche-
rung beziehen. 

Die Arbeits- und Sozialminis-
terin Bärbel Bas (SPD) betonte 
in der Pressekonferenz bei der 
Vorstellung der Änderungen, die 

Das Bürgergeld ist seit Langem ein gesellschaftliches Reizthema. Mit der Umbennung in „Grundsi-
cherung“, der Rückkehr dazu, dass Vermittlung Vorrang vor Qualifizierung hat, und mehr Sanktions-
möglichkeiten bis hin zum Verlust der Wohnung stehen nun tiefgreifende Änderungen an. Der SoVD 
mahnt, dass die Grundsicherung weiterhin das Existenzminimum gewährleisten müsse. 

Härtere Regeln bei der Grundsicherung 
Mehr Mitwirkungspflichten und schärfere Sanktionen – SoVD kritisiert Gefahr des Wohnungsverlustes

Menschen im Grundsicherungsbezug müssen künftig stärker mit 
dem Jobcenter kooperieren – sonst drohen Sanktionen. 

Foto: PhotoGranary / Adobe Stock

Maßnahmen sollten „nicht die 
Falschen treffen“. Auf besonde-
re Lebenslagen von Menschen 
mit Einschränkungen oder psy-
chischen Erkrankungen werde 
bei der Anwendung der neuen 
Regelungen Rücksicht genom-
men. Zusätzlich ist vorgesehen, 
dass Beschäftigte in Jobcentern 
Schulungen zum Umgang mit 
psychischen Erkrankungen er-
halten, um so etwa die Erwerbs-
fähigkeit besser einschätzen zu 
können. � str

https://www.sovd.de/sovd-superhelden


Eigentümer*innen in der Pflicht

Impfungen fordern den Körper 

Herbstlaub 
wegkehren

Nach dem Piks
schonen 

Laub sorgt auf Gehwegen 
schnell für Rutschpartien. 
Die Gefahrenstellen müssen 
Eigentümer*innen angrenzen-
der Grundstücke oder deren 
Mieter*innen beseitigen, sofern 
die Verkehrssicherungspflicht 
auf sie übertragen wurde. 

Sie verpflichtet dazu, den 
Eingangsbereich sowie angren-
zende Gehwege passierbar zu 
machen – werktags zwischen 7 
und 20 Uhr sowie an Sonn- und 
Feiertagen zwischen 9 und 20 
Uhr. Sonst kann man im Scha-
denfall zur Kasse gebeten wer-
den. Achtung: Beim Einsatz von 
Laubbläsern gilt es, den Lärm-
schutz zu beachten!� veo / dpa 

Ob gegen Grippe oder andere 
vermeidbare Erkrankungen: Für 
viele Menschen steht im Herbst 
wieder eine Schutzimpfung an. 
Nach dieser setzt sich das Im-
munsystem mit Krankheitser-
regern auseinander und produ-
ziert Antikörper. 

Wie sehr einem eine Impfung 
zu schaffen macht, ist vor allem 
vom individuellen Gesundheits-
zustand abhängig. Wer Grund-
erkrankungen mitbringt oder 
bereits älter ist, sollte sich nach 
einer Impfung  aber in jedem 
Fall schonen. � veo / dpa

Kurz  
berichtet

Anfang Oktober traf sich Mi-
chaela Engelmeier mit dem 
Patientenbeauftragten Stefan 
Schwartze (SPD). Das Treffen 
nahm die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende zum Anlass, Schwart-
ze zu seiner zweiten Amtszeit 
zu gratulieren. 

Inhaltlich ging es unter ande-
rem um die Stärkung der Rechte 
von Patient*innen, die ambu-
lante Gesundheitsversorgung 
und die Krankenhausreform. 
Einen Schwerpunkt bildete 
die Unabhängige Patientenbe-
ratung (UPD). Diese wurde im 

Der SoVD war gemeinsam 
mit anderen Sozial- und Wohl-
fahrtsverbänden zu Gast bei der 
Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwe-
sen, Verena Hubertz (SPD). Die-
se hatte zu einem Sozialdialog 
über Wohnungspolitik eingela-
den. Das Gespräch fand vor dem 
Hintergrund statt, dass nach 
Angaben des Deutschen Mie-

Rechte von 
Patient*innen 
im Fokus

Sozialdialog 
zum Thema
Wohnraum

Mit Stefan Schwartze (Mitte), dem Beauftragten der Bundesregie-
rung für die Belange der Patientinnen und Patienten, sprachen 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier und SoVD-
Referent Florian Schönberg über die gemeinsame Arbeit im Stif-
tungsrat der Unabhängigen Patientenberatung (UPD) und über 
weitere wichtige Themen zum Gesundheitswesen. 

Foto: SoVD 

Rahmen einer Stiftung 2024 
neu gegründet. Mitglied im 
Stiftungsrat ist auch der SoVD. 
Schwartze ist Vorsitzender.

terbundes in Deutschland rund 
550.000 Wohnungen fehlen.

Für den SoVD unterstrich 
dessen Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier noch ein-
mal die Positionen des Verban-
des. Sie sagte, Wohnen sei ein 
Menschenrecht. Zur Schaffung 
von mehr bezahlbarem Wohn-
raum könne der sogenannte 
Bauturbo jedoch nur ein erster 
Schritt sein. Auch die Erhöhung 
der Fördermittel für sozialen 
Wohnungsbau reichten nach 
Einschätzung des SoVD bei 
Weitem nicht aus.

Engelmeier sprach sich für in-
novative Lösungen etwa durch 
einfache Bauweisen aus. Diese 
könnten für sinkende Kosten 
sorgen. Dabei dürfe es jedoch 
keine Abstriche beim Thema 
Barrierefreiheit geben.

SoVD im Gespräch

Dass ein „Behandlungsfehler-
Nachweis oft erfolglos“ sei, wie 
wir auf Seite 3 der Oktober-
Ausgabe berichteten, bestätigt 
Ulrike Krause (per E-Mail): 

Aus eigener Erfahrung kann 
ich nur davon abraten, den ge-
richtlichen Weg zu beschreiten. 
Nach den Gutachten zur Schlich-
tungsstelle der Ärztekammer und 
einen kompetenten Anwalt für 
Medizinrecht dazuholen. So kann 
man wenigstens einen finanziel-
len Ausgleich bekommen.

Auf genau dieses Thema hat 
unser Mitglied B. Schmidt-Jur-
rat aus Eschershausen ebenfalls 
eine sehr pessimistische Sicht:

In Niedersachsen gab es in 
Hannover am Braunschweiger 
Platz eine Schlichtungsstelle für 
Arzthaftfragen, die zuletzt den 
norddeutschen Raum abgedeckt 
hat und nach ärztlichen Fach-
bereichen geordnete Schlich-
tungsfälle auf ihrer Website dar-
gestellt hat.

Die Schlichtungsstelle wurde 
aufgelöst und nun ist die Ärz-
tekammer zuständig – die in 
Selbstverwaltung mit Sicherheit 
keine Beschwerden seitens der 
Patienten akzeptiert. Die Forde-
rung, die sie im Artikel beschrei-
ben, wurde bewusst abgeschafft, 
und eine Wiedereinführung einer 
Schlichtungsstelle ist mit Sicher-
heit nicht gewünscht. 

Von Transparenz in Bezug auf 
ärztliche Therapien und Behand-
lungen ganz zu schweigen.

Mechthild Christmann aus 
Köln wird beim Oktober-Ti-
telthema „Höhere Beiträge 
nicht vermittelbar“ wütend:

Es kann doch nicht sein, dass 
immer mehr auf den Schultern 
der gesetzlich Versicherten, die 
tatsächlich Beiträge zahlen!!, ab-
geladen wird. Und zum Dank dür-
fen diese dann steigende Beiträge 
hinnehmen, Streichungen bei den 
Behandlungen, wahrscheinlich 
höhere Zuzahlungen (künftig) usw. 
Lange Wartezeiten sowieso. [...] 

Ja, die gesetzliche Krankenve-
sicherung muss wohl „reformiert“ 
werden, aber doch nicht so [...]. 
Alle [...] müssen künftig Beiträge 
zahlen – das ist der Weg!

Zum Titelthema der Septem-
ber-Ausgabe, „Mehr Mut zu so-
zialer Gerechtigkeit“, vor allem 

zur Seite 2, schreibt uns Ralf 
Karstens aus Albersdorf:

Vielen Dank für Ihren Beitrag [...]. 
Leider ist offenbar ein Großteil der 
Gesellschaft dabei, [bei] den un-
glaublich asozialen Forderungen 
der Politik im Chor einzustimmen. 
Es ist unglaublich, wie Lobbyis-
mus und der Schutz der Reichen 
vertuscht werden und permanent 
der Sozialneid geschürt wird. 

Ich habe lange in einer Firma 
gearbeitet, die Riesen-Gewinne 
erzielt hat, aber die Steuern in 
Hongkong gezahlt hat. Es ist ein-
fach dreist, damit zu argumentie-
ren, 2.000 Menschen zu beschäf-
tigen, 6 Azubis auszubilden und 
einfach keine Steuer zu zahlen in 
dem Land, wo produziert wird. 

Egal – danke für Ihren Artikel, 
der sehr gut die Situation ins rech-
te Licht bringt.

SoVD-Mitglied Silke Kilian 
(per E-Mail) findet, sprachlich 
sollte sich die Verbandszeitung 
an Umfragen orientieren, statt 
Vielfalt abzubilden: 

Ich finde es sehr schade, dass 
Sie gendern. Es gibt mittlerweile 
zahlreiche Untersuchungen darü-
ber, dass eine deutliche Mehrheit 
der Bevölkerung dies ablehnt.

Der Bericht „Wollen Sie auch 
meine Behinderung?“ aus 
Schleswig-Holstein, Seite 6 in 
der Oktober-Ausgabe, inspi-
rierte Wilfried Kurth aus Bre-
men dazu, uns das unten abge-
druckte Foto von einer seiner 
Norwegen-Reisen zu senden. 
Es zeigt: Das Problem der un-
befugten Nutzung von Behin-
dertenparkplätzen kennt man 
auch in anderen Ländern.

„Patientenbeschwerden nicht akzeptiert“
In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zeitung beziehen. Es handelt sich dabei 

um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen widerspiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte rich-
ten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion & digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Briefe an die Redaktion

Markiger Spruch an einem Super-
markt in Norwegen, etwa: „Faul-
heit ist keine Behinderung. Be-
denke das, bevor du hier parkst!“

Foto: Wilfried Kurth

Beschwerden über Behandlungsfehler erleben viele als aussichtslos.
Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock 
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täglich Frühstücks- und Abendbuffet im Rahmen der Halbpension
ein Genießer-Adventsbuffet

  ein Begrüßungsglühwein & winterliches Gebäck in unserem Restaurant
  4 Übernachtungen inkl. HP ab 422,00 € pro Person *

Jetzt besinnliche Auszeit in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder auf unserer 
Internetseite www.erholungszentrum-buesum.de 

*  Angebotspreis: ab 422,00 € pro Person. Buchbarer Zeitraum: 01.12. bis 12.12.2025 nach Verfügbarkeit für SoVD-Mitglieder – im
Haus Nordsee oder Haus Andrea,  zzgl. Kurtaxe der Gemeinde Büsum. Fragen Sie auch gerne nach unseren weiteren Angeboten!

Adventszauber an der Nordsee
Dezember-Angebot im Erholungszentrum Büsum

Neujahrs-
Angebot
5 Nächte bleiben,

nur 4 bezahlen

19.01. – 20.03.2026

Jetztbuchen Infos auf unserer Website

Anspruch auf Unterstützung 
hat man bis zu 78 Wochen bin-
nen drei Jahren für dieselbe 
Erkrankung – wenn rechtzeitig 
und lückenlos ärztliche Be-
scheinigungen vorlagen. Die 
dreijährige „Blockfrist“ gilt aber 
nicht ab Krankschreibung, son-
dern ab der ersten Behandlung. 
Und die sechs Wochen Entgelt-
fortzahlung vom Arbeitgeber 
zählen mit. So bleiben 72 Wo-
chen Krankengeld – rund an-
derthalb Jahre. Sie verlängern 
sich nicht, wenn noch eine an-
dere Erkrankung dazukommt.

Auch Teilzeitkräfte erhalten 
die Leistung, ebenso gesetz-
lich versicherte Selbstständige, 
die sie vereinbart haben; nicht 
hingegen Minijobber*innen! Die 
Höhe beträgt regelhaft 70 Pro-
zent vom Brutto-, maximal 90 
Prozent vom Nettoverdienst, mit 
einem täglichen Höchstbetrag. 

Medizinischer Dienst und 
Anrufe der Krankenkasse 

Krankenkassen dürfen die 
Arbeitsunfähigkeit vom Medi-
zinischen Dienst (MD) prüfen 

lassen. Widerspricht dessen 
Gutachten den Attesten, endet 
das Krankengeld. Betroffene 
sollten vorher mit ihren behan-
delnden Ärzt*innen sprechen.

Unter Druck setzen lassen 
sollten sie sich aber nie – ob 
vom Arbeitgeber, von Behörden 
oder von der Krankenkasse! 

Das raten auch die Verbrau-
cherzentralen (VZ). Vieles müsse 
man der Kasse gar nicht beant-
worten. Neben Zahlungsdaten 
dürfe sie an sich nur zwei Dinge 
fragen: ob und voraussichtlich 
wann wieder eine Arbeitsfä-
higkeit absehbar ist – und ob 
Diagnostik und Therapien ge-
plant sind, die das vorerst noch 
verhindern. Yvonne Vollmer, 
Anwältin und Patientenberate-
rin der VZ Hamburg, ergänzte 
gegenüber der dpa drei Dinge: 

Erstens müsse niemand mit 
GKV-Mitarbeitenden telefonie-
ren. Viele berichteten, dass ihre 
Kasse sie anrufe und „drangsa-
liere“. Sie stünden unter dem 
Verdacht, gar nicht krank zu 
sein, sondern nur nicht arbei-
ten zu wollen. Das müsse man 

sich nicht unterstellen lassen. 
Vollmer ergänzt: „Wer Angst 
hat, Dinge zu erzählen, die man 
eigentlich für sich behalten 
wollte, sollte sich auf solche Te-
lefonate nicht einlassen“. Auch 
müsse man der Kasse keine ge-
nerelle Schweigepflichtentbin-
dung geben, um die Ärzt*innen 
zu kontaktieren.

Keine Pflicht zum Renten-, 
aber zum Reha-Antrag

Zweitens dürfe man im Kran-
kengeldbezug durchaus Urlaub 
machen. Bei Reisen in ein an-
deres EU-Land müsse die Kasse 
allerdings zustimmen; inner-
halb Deutschlands nicht. 

Drittens dürfe die gesetzli-
che Krankenversicherung Men-
schen nicht in Rente schicken 
oder dazu verpflichten, einen 
Rentenantrag zu stellen. Anders 
sei es aber bei Maßnahmen der 
Rehabilitation: Hierzu dürfe sie 
in einigen Fällen auffordern – 
und wenn Versicherte dem nicht 
nachkommen, die Krankengeld-
Zahlungen einstellen, bis man 
den Reha-Antrag nachholt.

Weitere Sozialleistungen 
bei noch längerer Krankheit 

Wer nach 78 Wochen immer 
noch nicht arbeiten kann, rutscht 
in die „Aussteuerung“: erst ins 
„Arbeitslosengeld bei Arbeits-
unfähigkeit“, bei mindestens 15 
Wochenstunden leidensgerech-
ter Arbeit. Dafür meldet man 
sich bei der Agentur für Arbeit 
(AA), auch wenn man angestellt 
bleibt. Es berechnet sich wie nor-
males ALG I: am Bruttoverdienst 
ein Jahr vor Erkrankung, nicht am 
niedrigeren Krankengeld. Das 
überbrückt bis zu zwei Jahre, je 

Erkrankte Arbeitnehmer*innen bekommen von ihrem Betrieb bis zu sechs Wochen lang weiterhin 
ihren Lohn oder ihr Gehalt bezahlt. Bleiben sie noch länger arbeitsunfähig, gibt es dann stattdessen 
Krankengeld von der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Über den Bezug dieser Sozialleistung, 
den Ablauf sowie die eigenen Rechte und Pflichten sollten Betroffene sich aber gut informieren.

Was beim Krankengeld zu beachten ist
Krankenkasse darf berufstätige Versicherte, die längere Zeit arbeitsunfähig sind, nicht unter Druck setzen

nach Alter und Beschäftigung; 
auch, falls Erwerbsminderungs-
rente beantragt und darüber 
noch nicht entschieden ist. 

Danach, oder bei zu geringem 
Kranken- und Arbeitslosen-
geld, gibt es Bürgergeld / neue 
Grundsicherung vom Jobcenter. 
Damit die AA Betroffene nicht 
sofort dorthin oder zur Erwerbs-
minderung drängt oder nur 
Teilzeitarbeitslosengeld zahlt: 
Signalisieren, dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung zu stehen – in 
Vollzeit! Viele SoVD-Geschäfts-
stellen beraten und helfen. � ele

Wer länger krank ist, soll nicht auch noch in finanzielle Not geraten. 
Bis zu eineinhalb Jahre lang schützt das Krankengeld davor.

Foto: Mediaphotos / Adobe Stock
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Den Zusammenhalt stärken
Im Rahmen der SoVD-Kampagne „Für mehr Miteinander“ haben zahlreiche Orts- und Kreisverbände 

Aktionen zum Thema „Zusammen gegen Einsamkeit – unseren Zusammenhalt stärken“ durchgeführt – 
etwa in den Regionen Aurich-Norden, Celle, Diepholz, Emsland, Hannover, Lüneburg, Northeim, Osna-
brücker Land, Verden oder Wolfenbüttel. Interessierte wurden über die weitreichende Problematik 
der gesellschaftlichen Isolation und Einsamkeit aufgeklärt.

Foto: Annette Krämer

Beim Herbstfrühstück des Ortsverbandes Hodenhagen informierte 
Dr. Florian Gal (li.) in einem Vortrag über Depression im Alter. 

Niedersachsen

Foto: SoVD Celle

Starke Beteiligung in Celle: Viele Standbesucher*innen schilderten 
Ängste vor um sich greifender Digitalisierung, Altersarmut, Krieg, 
immer mehr KI in der Gesellschaft oder Mobbing in der Schule.

NDS

Foto: SoVD Celle

Der SoVD-Bär war in Celle vor 
allem bei den kleinen Standbe
sucher*innen sehr beliebt.

Foto: Brigitte Langfeld / SoVD Hoya 

Der Ortsverband Hoya präsentierte sich beim Herbstmarkt mit 
Info-Stand, Glücksrad, Umfrage und führte zahlreiche Gespräche.

SoVD fordert ein Teilhabegeld
Blinde Menschen bekom-

men in Niedersachsen als 
zusätzliche finanzielle Unter-
stützung unter bestimmten 
Voraussetzungen das soge-
nannte Landesblindengeld. 
Für Gehörlose, Taubblinde 
oder Menschen mit einer an-
deren Behinderung gibt es 
so eine Hilfe nicht. Anlässlich 
des diesjährigen „Tags der Ge-
hörlosen“ am 28. September 
2025 fordert der SoVD in Nie-
dersachsen ein Teilhabegeld 
für alle Menschen mit einer 
Einschränkung. Es dürfe nicht 
vom Wohnort oder der Art der 
Behinderung abhängen, ob 
Betroffene eine Unterstützung 
erhalten oder nicht.

„Wenn es um zusätzliche 
Hilfe für gehörlose oder taub-
blinde Menschen geht, sind 
die Leistungen in Deutschland 
ein wahrer Flickenteppich“, 
fasst Dirk Swinke, Vorstands-
vorsitzender des SoVD in Nie-
dersachsen, die derzeitige Si-
tuation zusammen. Länder wie 
Berlin, Sachsen-Anhalt oder 
Nordrhein-Westfalen zahlten 
ein sogenanntes Gehörlosen-
geld, um den Mehraufwand, 
der durch die Behinderung 
entsteht, auszugleichen. Die 
Menschen in Niedersachsen 
gingen hingegen leer aus. „Bei 
uns gibt es zwar ein Landes-

blindengeld. Warum aber nur 
Blinde zusätzlich unterstützt 
werden, kann niemand erklä-
ren. Gerecht ist das nicht“, so 
Swinke weiter. Er betont: „Alle, 
die eine Behinderung haben, 
haben dadurch mehr Kosten 
und brauchen an vielen Stel-
len Hilfe. Deshalb muss es ein 
Teilhabegeld geben, das sich 
nach der Höhe des Grads der 
Behinderung richtet und nicht 
nach der Art der Behinderung.“

Aus Sicht des größten Sozi-
alverbandes in Niedersachsen 
sorge ein solches Teilhabegeld, 
das unabhängig von Einkom-
men und Vermögen gezahlt 
wird, für mehr Selbstbestim-
mung und Gerechtigkeit. „Da-
mit können Betroffene selbst 
entscheiden, wie und wofür sie 
die Unterstützung einsetzen 
und sind nicht auf bürokrati-
sche Einzelentscheidungen 
angewiesen“, erläutert der Vor-
standsvorsitzende. Sie könn-
ten beispielweise wählen, ob 
sie das Geld für Assistenzleis-
tungen, Hilfsmittel oder Un-
terstützung beim Kinobesuch 
ausgeben. Außerdem würden 
sich Anträge deutlich verein-
fachen und doppelte Prüfun-
gen entfallen. „Das wäre für 
viele Betroffene eine enorme 
Entlastung“, weiß der nieder-
sächsische SoVD-Chef.

Alle Menschen mit Behinderungen berücksichtigen

Der SoVD in Niedersachsen engagiert sich dafür, dass alle Men-
schen mit Behinderungen ein Teilhabegeld erhalten.

Foto: Elin Schweiger

Foto: SoVD Ottersberg / Etelsen

Kampagnen-Aktion der SoVD-
Aktiven am Langwedler Markt.

Foto: Carsten Schlotmann

SoVD-Engagierte in Twistringen 
mit dem Kampagnen-Plakat.

Foto: Carsten Schlotmann

Während des Wochenmarktes in Syke zeigten Mitglieder des Orts-
verbandes um Vorsitzende Monika Hadeler (2. v. li.) Präsenz. Sykes 
Bürgermeisterin Suse Laue (3. v. li.) informierte sich vor Ort.

Mehr als 40 Aktionen zum 
Thema Einsamkeit und gesell-
schaftlicher Zusammenhalt ha-
ben SoVD-Aktive im September 
und Oktober veranstaltet. Viele 
Engagierte waren mit Info-
Ständen auf Wochenmärkten 
präsent, um die Kampagne „Für 
mehr Miteinander“ der Öffent-
lichkeit vorzustellen. Andere 
nutzten Anlässe wie Herbstfes-
te und Herbstmärkte, um das 
Thema sichtbarer zu machen 
und zu einer Enttabuisierung 
der Einsamkeit beizutragen. Mit 
einem Glücksrad konnten inte-
ressierte Besucher*innen ihr 

Wissen rund um gesellschaft-
lichen Zusammenhalt, Demo-
kratie und soziale Ungleichheit 
testen.  Für die Kleinen gab es 
kindgerechte Fragen. 

Mit der SoVD-Broschüre „Un-
seren Zusammenhalt stärken – 
Tipps gegen Einsamkeit und 
was sich politisch ändern muss“ 
gab es konkrete Hilfestellung 
für Betroffene. Die Ehrenamt-
lichen standen zudem für Fra-
gen zur Verfügung und konnten 
viele Einzelgespräche mit Rat-
suchenden, mit Vertreter*innen 
der Politik und Akteur*innen 
aus den Gemeinden führen.

Wiebke Wall, stellvertretende 
Vorsitzende des SoVD-Kreis-
verbandes Diepholz, freut sich 
über die rege Beteiligung der 
SoVD-Ehrenamtlichen: „Immer 
wieder unterstützen neue Orts-
verbände die Kampagnen”, lobt 
sie das große Engagement in 
ihrem Kreisverband. 

Im November und Dezem-
ber werden in verschiedenen 
Orts- und Kreisverbänden noch 
weitere Aktionen folgen. Infor-
mationen zur SoVD-Kampagne 
sowie zu Veranstaltungstermi-
nen sind unter www.fuer-mehr-
miteinander de abrufbar.
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Was tun mit unbestellter Ware?
Nichts bestellt, trotzdem etwas bekommen und jetzt noch dafür zahlen? Immer wieder bekommen 

Verbraucher*innen unbestellte Ware zugeschickt. Im Normalfall müssen Betroffene nicht bestellte 
Artikel weder bezahlen noch zurückschicken. Es gibt aber Ausnahmen.

Unbestellte Artikel zu erhal-
ten, ist zunächst einmal ärger-
lich. Die Verbraucherzentrale 
beruhigt: Grundsätzlich müssen 
Sie in diesem Fall gar nichts 
tun. Wenn möglich sollten Sie 
aber versuchen, den Grund für 
die falsche Zustellung heraus-
zufinden. Gehen Sie dafür wie 
folgt vor:

1. Schauen Sie genau auf die 
Absenderadresse des Pakets: 
Klären Sie am besten ab, wie es 
dazu gekommen ist, dass Ihnen 
unbestellte Ware zugeschickt 
wurde. Wenn möglich: Finden 
Sie heraus, ob es sich bei dem 
Absender um ein seriöses oder 
ein unseriöses Unternehmen 
handelt. 

2. Kontaktieren Sie den Shop 
(wenn dieser Ihnen seriös er-
scheint). Manchmal kontaktiert 
ein Shop Sie auch von sich aus 
bezüglich der falsch zugestell-
ten Ware. Erläutern Sie in bei-
den Fällen, dass Sie die Ware 
nicht bestellt haben. Vermeiden 
Sie bei der Kontaktaufnahme 
unbedingt ironische Aussagen, 
denn auch ein ironisches „Vie-
len Dank“ kann als Annahme 
eines Angebotes ausgelegt 
werden.

3. Entscheiden Sie, wie Sie 
mit der Ware umgehen möch-
ten. Sie haben grundlegend 
zwei Möglichkeiten: Sie behal-
ten die Ware und ignorieren die 
Forderungen oder Sie senden 
die Ware zurück. Die Verbrau-
cherzentralen raten dazu, die 
Ware etwa sechs Monate lang 
aufzubewahren, um sie im Fal-
le eines Zustellungsfehlers zu-
rücksenden zu können.

4. Klären Sie ab, wer das Porto 
übernimmt, wenn Sie die Ware 
zurücksenden. Lassen Sie sich 
vorab das Geld für Verpackung 
und Versand überweisen oder 
fordern Sie ein Retourenlabel 
an.

Tipp: Bei allen Bestellungen 
über das Internet oder per Tele-
fon steht Ihnen ein 14-tägiges 
Recht auf Widerruf zu. Unter-
stellt Ihnen ein Shop, dass Sie 
die Ware bestellt haben, können 
Sie auch in diesem Fall einen 
Widerruf erklären.

Gründe für und gegen das 
Zurückschicken

Sinnvoll ist es, die Ware zu-
rückzuschicken:
•	wenn Sie den Shop kontak-

tiert haben und dieser schnell 
auf Ihre Nachfrage reagiert 
sowie anbietet, die Rücksen-
dekosten zu übernehmen,

•	wenn das Paket Ihnen zuge-
stellt wurde, aber an jemand 
anderen adressiert ist.
In diesen Fällen ist es wahr-

scheinlich besser, die Ware zu 
behalten und alle Forderungen 
zu ignorieren:
•	wenn der Shop kein Rücksen-

deporto übernimmt,
•	wenn der Shop gar nicht auf 

Ihre Kontaktversuche re-
agiert.

Mögliche Gründe für falsch 
gelieferte Ware

Häufig versuchen unseriöse 
Unternehmen auf diese Weise, 
Ihnen einen Vertragsschluss 
unterzuschieben. Sie sind dann 
selbstverständlich weder zu ei-
ner Rücksendung noch zu einer 

Reaktion verpflichtet. Sie kön-
nen die gelieferte Ware in die-
sem Fall einfach behalten oder 
auch entsorgen.

In manchen Fällen liegt ein 
missglückter Identitätsmiss-
brauch vor. Die Masche der 
Betrüger*innen ist eigentlich, 
die Ware mit Ihren Daten zu 
bestellen, aber selbst das Pa-
ket zu erhalten. Aus Sicht der 
Betrüger*innen hätten Sie also 
nur die Rechnung erhalten sol-
len. Diese Rechnung ist aber 
nicht aufgegangen, denn Sie 
haben stattdessen die komplet-
te Lieferung bekommen. Erkun-
digen Sie sich bei dem Shop, 
wie die Bestellung aufgege-
ben wurde. Überprüfen Sie am 
besten auch Ihre Log-in-Daten 
und ändern Sie im Zweifel Ihr 
Passwort.

Manche Online-Shops ver-
schicken Ware, wenn ihre Lager 
zu voll sind. Gerade bei sehr 
günstig produzierter Ware kann 
es unter Umständen günstiger 
sein, die Ware an Kund*innen 
zu versenden als weiterhin die 
Lagerkosten zu tragen. Hierfür 
darf der Shop Ihnen natürlich 
nichts berechnen. Wenn Sie zu-
vor nicht bei dem Shop bestellt 
haben, sollten Sie auch nach-
forschen, wie der Shop an Ihre 
Adressdaten gekommen ist.

Manchmal steckt kein Vorsatz 
dahinter, denn auch Zustel-
lungsfehler können dazu füh-
ren, dass Sie unbestellte Ware 
erhalten. Manchmal wird Ihnen 
unter Umständen das Paket von 
Nachbar*innen geliefert, oder 
im Versandzentrum wird zwei-
mal der gleiche Artikel an Sie 
versandt. Achten Sie besonders 
darauf, ob Ihre Adresse auf dem 
Paket richtig angegeben ist.

Händler erstellen falsche 
Accounts mit echten Adres-
sen. Diese Methode nennt sich 
„Brushing“: Mit den Fake-Ac-
counts bestellen sie ihre eige-
nen Produkte und lassen sie an 
die echten Adressen schicken. 
Anschließend geben sie eine 
positive Bewertung für ihr Pro-
dukt ab. Erhalten Sie unbestell-
te Ware von einem Händler ei-
ner Verkaufsplattform (wie zum 
Beispiel Amazon Marketplace), 
melden Sie dies der Plattform. 

Quelle: Verbraucherzentrale 
Rheinland-Pfalz

Rücksendung oder Aufbewahrung – wozu die Verbraucherzentrale rät

Aquaplaning, auch Wasserglätte genannt, tritt auf, wenn sich 
zwischen den Reifen und der Fahrbahn ein Wasserfilm bildet. Die 
Reifen verlieren dadurch den Kontakt zur Straße, und das Fahrzeug 
„schwimmt“ auf dem Wasser. So hat die Person hinterm Steuer 
keine Kontrolle mehr über das Fahrzeug. 

Aquaplaning entsteht meist dort, wo viel Wasser ist, das nicht 
oder nur schlecht abfließen kann; also etwa bei starkem Regen 
und in Fahrbahnsenken (Spurrillen). Dann sollte man nach Mög-
lichkeit leicht versetzt zu den Spurrillen fahren. 

Sind im Herbst Kanalabflüsse durch Laub verstopft, bilden sich 
auch schnell gefährliche Wasserlachen. Ähnliches kann im Winter 
und Frühjahr passieren, wenn große Mengen Tauwasser entstehen. 

Ein guter Reifen verdrängt durch sein Profil das Wasser zur Seite 
weg und sorgt dadurch dafür, dass der Reifen den Kontakt zur Fahr-
bahn behält. Das funktioniert aber nur bei ausreichender Profil-
tiefe. Gesetzlich vorgeschrieben ist in Deutschland eine Profiltiefe 
von 1,6 Millimetern. Der ACE empfiehlt aber, dass die Reifen im 
Sommer mindestens drei, im Winter mindestens vier Millimeter 
Profiltiefe aufweisen sollten.

Je höher die Geschwindigkeit, desto größer die Aquaplaning-
Gefahr. Breite Reifen können Wasser nicht so schnell verdrängen 
wie schmale. 

Warnende Anzeichen für Aquaplaning
•	Aquaplaning droht, wenn die Reifen- beziehungsweise Wasser-

spuren des auf nasser Fahrbahn vorausfahrenden Fahrzeuges 
bereits nach wenigen Metern verschwinden,

•	wenn sich das Lenkrad ungewöhnlich leicht drehen lässt und 
das Auto nicht mehr auf die Steuerung reagiert,

•	wenn bei getretenem Gaspedal die Motordrehzahl wegen des 
nicht mehr vorhandenen Fahrbahnkontaktes der Antriebsräder 
plötzlich ansteigt,

•	wenn bei Fahrzeugen mit Frontantrieb außerdem leichte Schlä-
ge im Lenkrad zu spüren sind, wenn die Reifen von der Wasser-
schicht wieder auf die Fahrbahn treffen,

•	wenn das Wasser besonders laut gegen den Fahrzeugboden 
spritzt.

Wie verhalte ich mich bei Aquaplaning?
Wichtig ist es, Ruhe zu bewahren. Nicht hektisch lenken oder 

bremsen! Den Fuß vom Gas nehmen, auskuppeln und das Lenkrad 
gerade halten. In Kurven das Lenkrad nur so weit einschlagen, 
wie es für die Kurve unter normalen Bedingungen erforderlich 
wäre. Für Autos mit Automatikgetriebe gilt: Vorsichtig Gas weg-
nehmen!					           Quelle: ACE

Gefahr auf nasser Straße
Im Herbst droht wieder das Phänomen Aquaplaning

Der Auto Club Europa (ACE) erinnert an die Gefahr von Aquapla-
ning bei starken Regenfällen und gibt Tipps, wie sich das Risiko 
erkennen lässt und was dann zu tun ist.

Wenn die Fahrbahn unter Wasser steht, kann das Auto ins „Schwim-
men“ geraten, das gefürchtete Aquaplaning. Dann lässt es sich nicht 
mehr kontrollieren.

Foto: Tricky Shark / Adobe Stock

Darf man ein Paket, das man nicht bestellt hat, einfach aufmachen? 
Grundsätzlich ja, aber es gibt Ausnahmen.

Foto: Valerii Honcharuk / Adobe Stock
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Sprechstunden
Benötigen Sie einen 

sachkundigen Rat unserer 
Sozialrechtsberater*innen 
rund um das Sozialrecht, wen-
den Sie sich bitte telefonisch 
an die Landesgeschäftsstelle 
in Kaiserslautern oder Mainz 
Dort nennt man Ihnen den*die 
zuständige*n Berater*in.

Die Adressen der Büros der 
Landesgeschäftsstelle lauten: 

Büro Kaiserslautern: Spittel-
straße 3, 67655 Kaiserslautern, 
Tel.: 0631 / 73 657.

Büro Mainz: Kaiserstraße 26–
30, 55116 Mainz, Tel.: 06131 /  
69 30 165.

Zur groben Orientierung der 
Zuständigkeiten:

•	Für die Region Kaiserslautern, 
Kusel, Rheinpfalz steht Ihnen 
Rechtsanwalt Ralf Geckler 
unter Tel.: 06236 / 46 56 43 
mit vorheriger Terminverein-
barung zur Verfügung. 

•	Für die Region Wörth steht 
Ihnen Sozialrechtsberater 
Jürgen Nesweda unter Tel.: 
0151 / 22 43 52 99 mit vor-
heriger Terminvereinbarung 
zur Verfügung.

•	Für die Region Westerwald 
steht Ihnen Sozialrechtsbe-
raterin Sigrid Jahr unter Tel.: 
0151 /43 10 67 54 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.

•	Für die Region Saar-Pfalz 
steht Ihnen Sozialrechtsbe-

rater Sven Keller unter Tel.: 
06351 / 13 14 141 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.

•	Für die Region Rheinhes-
sen-Nahe steht Ihnen So-
zialrechtsberaterin An-
drea Klosova unter Tel.: 
0151 / 43 13 59 02 mit vor-
heriger Terminvereinbarung 
zur Verfügung.

Beratung in Bad Kreuznach
Jeden letzten Mittwoch 

im Monat: Sprechstunde im 
Lotte-Lemke-Haus, Saline-
Theodorshalle 22, 55543 Bad 
Kreuznach. Termine nach Ver-
einbarung bei Sozialrechtsbe-
raterin Andrea Klosova unter 
Tel.: 0151 / 43 13 59 02.

Beratung in Germersheim
Sozialrechtsberater Jür-

gen Nesweda berät nach Ter-
minvereinbarung unter Tel.: 
0151 / 22 43 52 99. Die Sprech-
stunden finden in der Bergstra-
ße 21, 76726 Germersheim, 
statt.

Die Vergabe von Vor-Ort-Ter-
minen in den Beratungsstellen 
und von telefonischen oder On-
line-Beratungen erfolgt über 
die Sozialrechtsberater*innen.

Neben den hauptamtlichen 
Sozialrechtsberater*innen ste-
hen Ihnen auch ehrenamtlich 
Beratende nach Terminabspra-
che mit Rat und Tat zur Seite, 
zum Beispiel Gabriele Schep-
pelmann, Spiesen-Elversberg, 

Tel.: 0176 / 34 03 41 58, sowie 
Helmut Burkhardt, Kusel, Tel.: 
06382 / 80 01. Nähere Infor-
mationen erhalten Sie bei der 
Landesgeschäftsstelle.

Sozialrechtsberatung  
im Saarland

Der Landesverband bietet in 
Kooperation mit der AWO Saar-
land e. V. Sozialrechtsberatun-
gen vor Ort an verschiedenen 
Standorten im Saarland an. 

Sozialrechtsberater Sven Kel-
ler steht persönlich zur Verfü-
gung. Selbstverständlich sind 
sozialrechtliche Beratungen 
auch telefonisch oder online 
zwischen den Sprechtagen 
möglich. Sprechtage werden 
nur nach Terminvereinbarung 
unter Tel.: 06351 / 13 14 141 
oder 0151 / 41 49 15 98 abge-
halten (Änderungen vorbehal-
ten).

Spiesen-Elversberg: 5. No-
vember, 9.30–12 Uhr, AWOBe-
gegnungsstätte, Hauptstraße 
120.

Homburg (Saar): 5. Novem-
ber, 13.30–16 Uhr, AWO Haus 
der Begegnung, Spandauer 
Straße 10.

Nonnweiler: 19. November, 
9.30–12 Uhr, AWO-Wohnheim 
(das Sozialbüro ist links), Am 
Hammerberg 1.

Saarbrücken: 19. November, 
14–16.30 Uhr, AWO-Landes-
geschäftsstelle, Hohenzollern-
straße 45.

Glückwünsche

Termine

60 Jahre: 8.11.: Peter Paul Schmidt, Mudersbach; 11.11.: Dirk 
Honert, Zweibrücken; 14.11.: Nicole Saatkamp, Landau; 16.11.: Pia 
Müller, Saarbrücken; 18.11.: Heike Risser, Kandel; 22.11.: Margit 
Hecky, Rülzheim.

65 Jahre: 3.11.: Susan Zier, Impflingen; 8.11.: Norbert Fried, 
Lingenfeld, und Christine Monika Ehrhard, Schmalenberg; 12.11.: 
Henele Tome, Nierstein; 13.11.: Frank Funk, Lingenfeld; 16.11.: 
Klaus Dieter Wendel, Bingen: 17.11.: Peter Mayer, Rülzheim; 20.11.: 
Marina Settelmeier, Bellheim; 20.11.: Heidi Wolff, Leimersheim; 
22.11.: Silvia Schaffelhuber, Frankeneck; 24.11.: Rita Kessel, Herx-
heim; Volker Wolff, Leimersheim.

70 Jahre: 7.11.: Klaus Wager, Rülzheim; 10.11.: Dora Schneider, 
Germersheim; 23.11.: Gudrun Paque, Weselberg.

75 Jahre: 2.11.: Eva Jochim, Rülzheim; 3.11.: Wolfgang Konsek, 
Sulzbach; 6.11.: Erwin Schlick, Heiligenmoschel; 8.11.: Helga Wüst, 
Rülzheim; 13.11.: Rudolf Weigold, Weyerbusch; 15.11.: Katharina 
Wissing, Weißenthurm; 18.11.: Elfi Best, Spiesen-Elversberg, und 
Otto Jochim, Rülzheim; 26.11.: Barbara Kumpf, Weinheim, und Ro-
semarie Knoblauch, Wallhalben; 27.11.: Renate Böbel, Blieskastel; 
29.11.: Siegfried Senner, Waldalgesheim; 30.11.: Klaus Reifenrath, 
Altenkirchen.

80 Jahre: 9.11.: Erika Zenner, Saarlouis; 24.11.: Helmut Müller, 
Gensingen.

85 Jahre: 8.11.: Eva Kunte, Nieder-Olm; 26.11.: Karl Geeck, Rülz-
heim.

90 Jahre: 9.11.: Alice Jährling, Bürstadt.
92 Jahre: 28.11.: Marianne Picke, Ottweiler.

Ortsverband Berzhahn
8. November, 8.30 Uhr: Frühstück mit Vortrag „Einsamkeit im Alter 

– Herausforderungen in unserer Gesellschaft“. Infos und Anmeldung 
bei Martina Serowi per E-Mail an: martina.serowi@freenet.de. 

Ortsverband Rülzheim
16. November, 11.30 Uhr: Teilnahme am Volkstrauertag mit 

Kranzniederlegung, Am Deutschordenplatz, 76761 Rülzheim.
Vorschau: 6. Dezember, 13.30 Uhr, Einlass 13 Uhr: Jahrestreffen 

mit Ehrungen, kath. Pfarrzentrum, Am Deutschordensplatz, 76761 
Rülzheim. Anmeldung bis zum 30. November. Alle Infos unter: 
www.sovd-ruelzheim.

DJ: Vorsitzender Frank Vogler 
vom Ortsverband Weyerbusch.

Kontaktpflege bei gutem Essen
Die Ortsverbände Berzhahn, Weyerbusch und Unna veranstalten jedes Jahr ein gemeinsames Som-

merfest. Dieses Jahr kümmerte sich der Ortsverband Berzhahn um die Organisation und sorgte für 
einen schönen Tag.

Am späten Vormittag des 31. 
August ging es los: Die 1. Vor-
sitzende des SoVD Berzhahn, 
Martina Serowi, konnte zahl-
reiche Mitglieder aus allen drei 
Ortsverbänden begrüßen. Ein 
besonderes Willkommen galt 
dem 1. Vorsitzenden des Orts-
verbandes Weyerbusch, Frank 
Vogler, der während der Veran-

staltung für die musikalische 
Unterhaltung sorgte. Auch der 
Vorsitzende des Ortsverbandes 
Unnau, Jürgen Metzger, war mit 
einigen Mitgliedern zur Veran-
staltung gekommen. 

Für das leibliche Wohl war 
bestens gesorgt, einige Frauen 
hatten Salate gemacht und es 
gab Schnitzel mit zwei Saucen 

sowie Knöpfle. Auch ein lecke-
rer Nachtisch war vorbereitet 
worden. 

Bei kurzweiligen Gesprächen 
gab es zum Abschluss dann 
noch Kaffee und Kuchen. 

Die Veranstaltung war wie-
der ein voller Erfolg, und die 
Mitglieder gingen am frühen 
Abend zufrieden nach Hause.

Beliebtes Sommerfest der Ortsverbände Berzhahn, Weyerbusch und Unna

Das Fest bot wieder einmal die Gelegenheit, sich auszutauschen.

Nachruf
Der Ortsverband Hüttigweiler-Spiesen-Ottweiler trauert 

um 

Marianne Pohl, 

die am 22. September verstorben ist. Sie wurde 99 Jahre alt. 
Gemeinsam mit ihrem Ehemann Heinz Pohl prägte sie über 

Jahrzehnte das Verbandsleben und den sozialen Zusammen-
halt. Nach dem Tod ihres Mannes im Jahr 1972 führte sie seine 
Arbeit mit großem Engagement fort. 

In ihren Beratungen fand sie stets die richtigen Worte und 
half vielen Ratsuchenden, ihre Rechte durchzusetzen. Ihr 
Wissen über das Sozialrecht war beeindruckend, ihr Einsatz 
beispielhaft. Auch die Gemeinschaft lag ihr am Herzen: Sie 
organisierte zahlreiche Veranstaltungen – von Faschingsver-
anstaltungen über Ausflüge bis hin zu Kulturabenden.

Für ihre außergewöhnlichen Verdienste erhielt Marianne 
Pohl 1988 das goldene Ehrenzeichen des Verbandes sowie 
1995 das Bundesverdienstkreuz. Fast fünf Jahrzehnte lang 
war sie eine tragende Stütze unseres Ortsverbandes. Ihr Wir-
ken, ihre Warmherzigkeit und ihre Fröhlichkeit werden uns 
unvergessen bleiben. Wir danken ihr für alles, was sie für den 
SoVD und die Menschen in unserer Gemeinschaft getan hat. 

Unser Mitgefühl gilt ihrer Familie.
 
SoVD-Ortsverband Hüttigweiler-Spiesen-Ottweiler
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Ortsverbände suchen
engagierte Mitglieder

Der Ortsverband Höpfingen sucht Mitglieder, die sich gerne 
engagieren möchten, für die folgenden ehrenamtlichen Funk-
tionen:
•	1. Vorsitzende*r
•	 stellvertretende*r Vorsitzende*r
•	 Schatzmeister*in (Kassenführung, bar und Bank)
•	 Schriftführer*in (Protokollführung, Einladungen, Glückwün-

sche etc.)
•	 Frauensprecherin (Engagement für die Rechte von Frauen 

wie Gleichstellung etc.)
•	Beisitzer*innen 
•	Revisor*innen

Gerne können Sie sich in diesem Ortsverband auch zunächst 
einmal als Kümmerer oder Kümmerin einbringen.

Melden Sie sich für weitere Infos bitte gerne bei Karin Lo-
kotsch unter Tel.: 06283 / 54 39 oder in der Landesgeschäfts-
stelle unter Tel.: 0621 / 84 14 172 beziehungsweise per E-Mail 
an: info@sovd-bawue.de.

Der Ortsverband Hockenheim sucht ebenfalls dringend Mit-
glieder oder Interessierte, die sich für die aktive Fortführung 
des Ortsverbandes engagieren und sich gerne im Vorstand 
oder als Kümmerer oder Kümmerin einbringen möchten. 

Melden Sie sich bei Interesse bitte gerne bei der Landes-
geschäftsführerin Heike Sommerauer-Dörzapf unter Tel.: 
0171 / 22 62 628 oder per E-Mail an bei: Heike.Sommerauer-
Doerzapf@sovd.de.

Nachruf
Mit großem Bedauern muss-

ten wir zur Kenntnis nehmen, 
dass 

Hartmut Marx 

am 4. Oktober im Alter von 81 
Jahren in Mannheim verstorben 
ist.

Von Mai 2007 bis März 2023 
war er 1. Landesvorsitzender 
des SoVD Baden-Württemberg 
und damit über 16 Jahre hinweg 
eine tragende Säule für den Landesverband. 

Daneben war er langjähriger 1. Vorsitzender des Kreisver-
bandes Baden sowie des Ortsverbandes Mannheim-Mitte. 

Zuletzt hatte er von April 2023 bis Frühjahr 2024 das Amt 
als Sprecher der Revisor*innen im Landesverband inne, das er 
krankheitsbedingt dann aufgeben musste.

Sein Engagement im Bundesverband ist ebenso hervorzu-
heben: Ganz gleich in welcher Funktion, ob als Revisor, lang-
jähriges Mitglied im Präsidium, dem Bundesvorstand oder 
auch im Aufsichtsrat des ehemaligen Hotel Mondial, Hartmut 
Marx hat sich immer mit großem Einsatz eingebracht.

Für sein langjähriges und treues Wirken für den SoVD  
sprechen wir ihm unseren tiefsten Dank aus und werden ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren.

In stiller Trauer

der Landesvorstand, 
die Ortsvorstände, 
die Landesgeschäftsführung 
und die Mitarbeitenden 
des Landesverbandes Baden-Württemberg

Ein Aufenthalt im Pflegeheim ist teuer, und der Eigenanteil steigt 
laufend. Da ist eine Teil-Rückerstattung durch das Finanzamt eine 
willkommene Erleichterung. 

Foto: Peter Atkins / Adobe Stock

Die Vereinigte Lohnsteuerhil-
fe e. V. (VLH) ist Deutschlands 
größter Lohnsteuerhilfeverein. 
Der Verein erstellt für seine Mit-
glieder die Einkommensteuer-
erklärung, beantragt sämtliche 
Steuerermäßigungen, prüft den 
Steuerbescheid und einiges 
mehr im Rahmen der Bera-
tungsbefugnis.

Info

Heimkosten von Steuer absetzen
Wer auf einen Platz in einem Pflegeheim angewiesen ist, muss dafür, Stand Juli 2025, erstmals 

monatlich mehr als 3.000 Euro aus der eigenen Tasche aufbringen. Im bundesweiten Schnitt liegt der 
Eigenanteil bei 3.108 Euro – das sind 8,3 Prozent mehr als im Vorjahr. Dies geht aus einer Auswertung 
des Verbandes der Ersatzkassen (vdek) hervor, der dafür Vergütungsvereinbarungen der Pflegekassen 
mit Heimen in ganz Deutschland ausgewertet hat.

Die Zahlen beziehen sich auf 
das erste Aufenthaltsjahr in 
einem Pflegeheim, denn dann 
ist die Eigenbeteiligung am 
höchsten. Mit zunehmender 
Dauer des Aufenthaltes steigen 
die Zuschüsse der Pflegekassen 
von 15 über 30 und 50 auf bis zu 
75 Prozent, wodurch der selbst 
zu tragende Anteil für Pflege-
bedürftige geringer wird. Laut 
vdek beinhaltet die Eigenbetei-
ligung neben den reinen Pflege-
kosten sowie den Kosten für Un-
terkunft und Verpflegung auch 
sogenannte Investitionskosten 
und die Ausbildungskosten für 
Pflegekräfte.

Als außergewöhnliche 
Belastung absetzen

Trotz der Zuschüsse der Pfle-
gekassen weiß die Vereinigte 
Lohnsteuerhilfe (VLH): Selbst 
bei der höchstmöglichen Ent-
lastung von 75 Prozent – diese 
gilt nur für den sogenannten 
einrichtungseinheitlichen Ei-
genanteil, nicht für die Inves-
titionskosten sowie die Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung 
– müssen Pflegebedürftige 
monatlich immer noch durch-
schnittlich 1.991 Euro selbst 
tragen. Eine Erleichterung kann 
es da sein, einen Teil der Kos-
ten von der Steuer abzusetzen. 
Dafür muss zunächst ein Grad 
der Behinderung oder ein Pfle-
gegrad festgestellt worden sein.

Ist das der Fall und bezahlen 
Pflegebedürftige die Unterbrin-
gung im Pflegeheim selbst, kön-
nen sie einen Teil der Kosten als 
außergewöhnliche Belastung in 
der Steuererklärung eintragen. 
Zahlt hingegen ein Familien-
mitglied das Heim, kann dieses 

einen Teil der Kosten als Un-
terhaltsleistungen und darüber 
hinausgehende Ausgaben auch 
noch als außergewöhnliche Be-
lastung in seiner eigenen Steu-
ererklärung angeben. Allerdings 
müssen mehrere Bedingungen 
erfüllt sein; zudem zieht das Fi-
nanzamt zunächst Erstattungen 
von Krankenkasse und Versiche-
rungen ab sowie die sogenann-
te Haushaltsersparnis aufgrund 
der Aufgabe der Wohnung der 
pflegebedürftigen Person.

Sind alle Bedingungen erfüllt, 
errechnet das Finanzamt noch 
eine zumutbare Belastung. Die-
se beträgt ein bis sieben Pro-
zent des Gesamtbetrages der 
Einkünfte. Der Prozentsatz ist 
abhängig von der Höhe der Ein-
künfte, der Veranlagungsart und 
ob beziehungsweise wie viele 
Kinder steuerlich zu berücksich-
tigen sind. Erst der Betrag über 
dieser Grenze kann sich steuer-
mindernd auswirken. 

Das Fazit lautet: In der Re-
gel bleibt nach Abzug der be-
sagten Erstattungen und der 
Haushaltersparnis sowie der zu-
mutbaren Belastung eher wenig 
von den tatsächlichen Kosten 
übrig, die sich steuermindernd 
auswirken könnten.

Teil als haushaltsnahe 
Dienstleistung absetzen

Ein kleiner Lichtblick ist: Pfle-
gekosten, die aufgrund der zu-
mutbaren Belastung bei den au-

ßergewöhnlichen Belastungen 
nicht verfangen, können unter 
bestimmten Voraussetzungen 
als haushaltsnahe Dienstleis-
tungen steuerlich geltend ge-
macht werden. Darunter fallen 
Kosten für die Reinigung des 
Zimmers und der Wäsche sowie 
die Essenszubereitung. Dafür 
ist aber eine detaillierte Rech-
nung erforderlich, in der die 
Leistungen getrennt aufgeführt 
sind. Denn beispielsweise die 
Mietkosten zählen nicht zu den 
haushaltsnahen Dienstleistun-
gen. Und die Steuerermäßigung 
kann nur die in einem Heim 
untergebrachte oder gepfleg-
te Person selbst, also der*die 
Leistungsempfänger*in, in An-
spruch nehmen.

Sind alle Voraussetzungen 
erfüllt, lässt sich ein Teil der 
Kosten von der Steuer absetzen. 
Grundsätzlich können für haus-
haltsnahe Dienstleistungen 
Ausgaben von jährlich höchs-
tens 20.000 Euro in der Steu-
ererklärung angegeben werden. 
Davon errechnet das Finanzamt 
dann 20 Prozent als Steuerer-
mäßigung – also im Idealfall bis 
zu 4.000 Euro im Jahr.

Die VLH gibt den Betroffenen 
noch folgenden Tipp: Um tat-
sächlich alle möglichen Steu-
erermäßigungen in Anspruch 
zu nehmen, empfiehlt sich in 
solchen und in vielen anderen 
Fällen eine steuerliche Bera-
tung. � Quelle: VLH

VLH gibt Tipps zur Steuererklärung bei Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung 

Landesverband
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Baden-Württemberg Hinsichtlich der Auskunftertei-
lung und Beratung verweisen wir 
auf die jeweiligen Sprechstun-
den der Kreise und Ortsverbände
E-Mail: info@sovd-bawue.de



Sozialberatung in Albstadt
Die Sozialrechtsberatung in 

der Sonnenstraße 16 in 72458 
Albstadt erfolgt nur nach Ter-
minvereinbarung unter Tel.: 
07431 / 26 30.

Sozialberatung im  
Kreisverband Bodensee-Alb

Die Rechtsberatungsstelle 
in Albstadt ist aus personellen 
Gründen vorübergehend lei-
der nicht besetzt. Eine Termin-
vereinbarung erfolgt bei der 
Landesgeschäftsstelle unter 

Wichtiger Hinweis: Aufgrund 
derzeit eingeschränkter Kapa-
zitäten kann der Landesver-
band eine zeitnahe Erledigung 
rechtlicher Angelegenheiten 
(Anfragen zu Rechtsberatun-
gen / -vertretungen) nicht ge- 
währleisten. Mit einer Bear-
beitungszeit von mehreren 
Wochen muss momentan lei-
der gerechnet werden. Bei Ab-
schluss einer Mitgliedschaft 
wird gebeten, dies zwingend zu 
berücksichtigen. 

Da der Landesverband tele-
fonisch nicht immer erreich-
bar ist, schreiben Sie bitte eine  
E-Mail an info@sovd-bawue.
de. Teilweise sind, je nach tech-
nischen Voraussetzungen, auch 
Online- / Video-Beratungen 
möglich.

Sprechstunden

Glückwünsche

Tel.: 0621 / 84 14 172  oder per  
E-Mail an: info@sovd-bawue.de.

Sozialberatung in  
Bodman-Ludwigshafen

Aus personellen Gründen 
kann vorübergehend leider 
keine persönliche Beratung 
vor Ort angeboten werden. Ter-
minvereinbarungen erfolgen 
über die Landesgeschäftsstelle  
unter Tel.: 0621 / 84 14 172 
oder per E-Mail an: info@sovd-
bawue.de.

Sozialberatung in Kressbronn /
Lindau / Friedrichshafen

Aus personellen Gründen 
kann vorübergehend leider 
keine persönliche Beratung 
vor Ort angeboten werden. Ter-
minvereinbarungen erfolgen  
über die Landesgeschäftsstel-
le unter Tel.: 0621 / 84 14 172 
oder per E-Mail an: info@sovd-
bawue.de.

Sozialberatung in Mannheim
Die Sozialrechtsberatung 

findet in der Windeckstraße 9 
in 68163 Mannheim statt, nur 
nach Vereinbarung unter Tel.: 
0621 / 84 14 172.

Sozialberatung im Raum 
Neckar-Odenwald

Terminvereinbarung ist er-
forderlich bei Sozialrechts-

berater Dario Becci, Tel.: 
0621 / 84 14 172, oder Karin  
Lokotsch, Tel.: 06283 / 54 39.

Sozialberatung in Hockenheim
Die Sprechstunden finden am 

letzten Mittwoch eines Monats 
(außer August und Dezember) 
von 15 bis 16 Uhr in der Zehnt-
scheune, Untere Mühlstraße 4 
in 68766 Hockenheim, statt. Ter-
minvereinbarung ist erforder-
lich bei Sozialrechtsberater Da-
rio Becci, Tel.: 0621 / 84 14 172.

Sozialberatung im  
Kreisverband Stuttgart

Die Sprechstunden sind je-
den dritten Mittwoch von 9.30 
bis 12 Uhr im „Gebrüder Schmid 
Zentrum“ Heslach, Gebrüder-
Schmid-Weg 13, 70199 Stutt-
gart. Bitte unbedingt vorher 
einen Termin über die Landes-
geschäftsstelle vereinbaren 
unter Tel.: 0621 / 84 14 172 
oder per E-Mail an: info@sovd-
bawue.de.

Sozialberatung im Raum  
Mittelbaden und Südbaden

Die telefonische Sozialbera-
tung findet unter Tel.: 0621 / 
84 11 51 statt. Für sonstige Fra-
gen steht die Landesgeschäfts-
stelle in 68305 Mannheim un-
ter Tel.: 0621 / 84 14 172 zur 
Verfügung.

Die Jugend wünscht sich Raum, das Alter Zeit.
Marcel Pagnol

Allen Mitgliedern, die im November Geburtstag haben, gratulie-
ren wir recht herzlich. Gleichzeitig wünschen wir kranken Mitglie-
dern eine baldige Genesung.

65 Jahre: 1.11.: Erika Winkelmann, Höpfingen; 5.11.: Ute Peschl, 
Vaihingen an der Enz; 11.11.: Hans-Jürgen Volkmann; Frickingen; 
16.11.: Olaf Warnke, Altdorf; 17.11.: Sabine Denner, Fronreute.

70 Jahre: 2.11.: Reinhold Beditsch, Wangen; 14.11.: Ingrid 
Schmidt, Mannheim.

75 Jahre: 1.11.: Berthold Löffler, Hardheim; 2.11.: Franz-Josef 
Mühlebach, Neukirch; 13.11.: Veronika Kallen, Mannheim; 17.11.: 
Gerda Berberich, Walldürn.

80 Jahre: 11.11.: Paul Stohner, Hockenheim.
90 Jahre: 6.11.: Vreni Hirz, Lörrach.
95 Jahre: 15.11.: Edwin Rosenau, Ofterdingen.

In den Geburtstagsgrüßen sind nur diejenigen Mitglieder ge-
nannt, die auf ihrem Eintrittsformular einer Veröffentlichung ihres 
Geburtstages zugestimmt haben. Alle anderen Mitglieder werden 
ihrem Wunsch gemäß nicht erwähnt.

Ortsverband Höpfingen
Vorschau: 7. Dezember, 14.30 Uhr: Jahresabschlussveranstaltung, 

Landgasthof „Zum Ochsen“, Heidelberger Straße 18, 74746 Höp-
fingen. 

Ortsverband Mannheim-Mitte
7. November, 17 Uhr: Stammtisch (Selbstzahlung), ASV Clubhaus 

Alexis Sorbas, Lauffener Straße 27, 68259 Mannheim.
30. November, 12.30 Uhr: Mitgliedertreffen zum Advent, Vereins-

lokal SG Mannheim, im Pfeifferswörth 9, 68167 Mannheim.

Ortsverband Neukirch
Vorschau: 14. Dezember, 14 Uhr: Weihnachtstreffen, Dorfgemein-

schaftshaus in Wildpoltsweiler, Am Dorfbach 6, 88099 Neukirch.

Termine

Ortsverband Schwetzingen-NeulußheimOrtsverband Höpfingen

Ortsverband Höpfingen
Am 2. September starteten 

frühmorgens über 30 Mitglie-
der und Freund*innen des SoVD 
zu einem Ausflug ins Sauer-
land. Zuerst führte die Reise 
nach Attendorn, wo die Gruppe 
die Attahöhle besichtigte, eine 
der größten Tropfsteinhöhlen 
Deutschlands. Danach aß die 

Aus den Kreis- und Ortsverbänden

Gruppe im dazugehörigen Re-
staurant zu Mittag. 

Gut gestärkt ging es weiter 
zu einer eineinhalbstündigen 
Schifffahrt auf dem Biggesee. 
Die Besatzung erwartete die 
Reisegruppe bereits mit einem 
Glas Sekt sowie Kaffee und Ku-
chen. Gegen 17 Uhr ging es wie-
der Richtung Heimat. 

Alle Reiseteilnehmer*innen 
wünschen sich auch für das 
nächste Jahr wieder einen so 
schönen Ausflug. Vorsitzende 
Karin Lokotsch, die die Tour zu-
sammen mit einem Busunter-
nehmen organisiert hatte, ver-
sprach, wieder etwas Ähnliches 
zu planen. 

Ortsverband  
Schwetzingen-Neulußheim

Am 17. September mach-
te sich die SoVD-Reisegruppe 
auf zu einem Tagesausflug ins 

bayrische Miltenberg. Busfah-
rer Kasan, schon von anderen 
SoVD-Fahrten für seine freund-
liche, hilfsbereite und humor-
volle Art bekannt, brachte die 
Gruppe wieder sicher ans Ziel. 

In Miltenberg angekommen 
führte der Weg sogleich in das 
renommierte „Gasthaus zum 
Riesen“ zum Mittagessen. 

Dann ging es weiter mit einer 
Schiffsrundfahrt auf dem Main. 
Einige aus der Gruppe lauschten 
den Bordinformationen zu Mil-
tenberg und Umgebung an Deck 

und genossen die frische Luft  
(s. Foto, v. li.: Oskar Hardung, Kers-
tin Tinter und Rudi Enzmann).

Die Zeit verging wie im Flug 
und – am Ende wieder an der 
Einstiegsstelle angekommen – 
blieb noch etwas Raum zur Er-
kundung des mittelalterlichen 
Städtchens samt Aufenthalt in 
einem der zahlreichen Eiscafés.

Auf dem Heimweg genoss 
die Gruppe die Fahrt durch den 
Odenwald, bereichert durch 
humorvolle Beiträge von Oscar 
Hardung. 
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In fünf Gruppen machten sich die jungen Erwachsenen mit 
Mitarbeitenden auf den Weg durch die Rolandstadt. 33 Aktive 
sammelten über 600 Kilo achtlos in die Gegend geworfenen Müll 
und brachten alles zur Entsorgung. Sie befreiten die Hansestadt 
Stendal von 1.417 Zigarettenstummeln, 269 Glasflaschen und 
Kuriositäten wie Autositz, Fahrradkörben, Staubsaugerschlauch, 
Teppichen oder Windeln. Am Nachmittag werteten sie bei einer 
Stärkung mit Kaffee und Kuchen den Tag aus. Das BBW lobte alle 
Beteiligten sehr und dankte den helfenden Mitarbeitenden. Foto-
Eindrücke gibt es im Internet auf www.bbw-stendal.de unter „Ak-
tuelles“ – „Meldungen“.

Nicht nur in Stendal sagten 
Engagierte den Müllbergen 
den Kampf an: Die organisier-
te Aktion wurde seit ihrem 
Beginn 2008 in Estland zur 
größten weltweiten Bürgerbe-
wegung. Millionen Menschen 
aus über 190 Ländern säubern 
am 20. September Straßen, 
Parks, Strände, Wälder, Flüsse, 
Ufer und Meere. Denn nur ge-
meinsam ist die globale Müll-
krise bekämpfbar. In Deutsch-
land nahmen dieses Jahr 2.846 
Städte und Gemeinden mit 
672.600 Bürger*innen teil. Bei 
11.482 Einsätzen sammelten 
sie 2.326 Tonnen Abfall. 

Umwelt von Müll befreit
Weltaufräumtag: BBW Stendal machte wieder mit

Der jährliche World Cleanup Day am 20. September ist jetzt ein 
fester Termin: seit 2024 im Kalender der Vereinten Nationen – und 
im Stendaler Berufsbildungswerk (BBW) des SoVD. Bevor es zum 
Müllsammeln ging, gab es einen Vortrag der Abfallentsorgung Oster-
burg zu Mülltrennen, Recycling und den Folgen illegaler Entsorgung. 

Arzneimittel-Liste prüfen lassen
90 Prozent der Senior*innen nehmen mindestens ein verschreibungspflichtiges Medikament 

langfristig ein, viele sogar eine ganze Reihe. Die Mittel helfen etwa gegen chronische Erkrankungen 
wie Herzbeschwerden oder Schmerzen. Zu alten Verordnungen kommen neue. Hier gilt es aufzupassen.

Durch Alterungsprozesse 
wirken Medikamente bei Älte-
ren teils anders als bei Jünge-
ren: stärker oder länger – oder 
schwächer. Darauf weist die 
Landesapothekerkammer Hes-
sen hin. Nieren und Leber arbei-
ten anders, der Fettanteil steigt 
und der Wasseranteil sinkt. Der 
Körper kann Wirkstoffe schnel-
ler oder langsamer aufnehmen 
oder ausscheiden. Darum wir-
ken Präparate oft anders; samt 
Nebenwirkungen. Auch Wech-
selwirkungen mit anderen Mit-
teln sind möglich.

Bestimmte Arzneimittel kön-
nen für über 65-Jährige mitun-
ter ungeeignet sein, darunter 
manche Schmerzmittel, Anti-
biotika und Beruhigungsmittel. 
Kritische Wirkstoffe stehen in 
der „Priscus-Liste“, die mehrere 
Forschungsinstitute erstellen. 
Sie dient vor allem Ärzt*innen. 
Doch auch Patient*innen kön-
nen nachschauen. Die aktuel-
le „Priscus-2.0-Liste“ mit 177 
Wirkstoffen steht online auf: 
www.priscus2-0.de. Sie ist zu-
dem Teil der Broschüre „Me-

dikamente im Alter“, die das 
Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (heute: 
für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt) 2023 herausgab, zu 
finden auf: www.gesundheits
forschung-bmftr.de.

Daraus sollten Patient*innen 
aber nicht selbst Schlüsse zie-
hen und Mittel absetzen. Rat-
sam ist, alle Präparate – ver-

schreibungspflichtige und frei 
verkäufliche – aufzulisten und 
mit Ärzt*innen durchzugehen. 
Das Risiko für starke Neben- 
oder Wechselwirkungen ist 
besonders hoch, wenn Ältere 
mehrere Mittel einnehmen. Bei 
43 Prozent sind es mindestens 
fünf. Gerade dann sollte man 
die Medikation regelmäßig 
überprüfen lassen. In diesen 
Fällen beraten auch Apotheken 
einmal im Jahr kostenlos. 

Dazu muss man Nebenwir-
kungen aber überhaupt erken-
nen. Laut Ministerium tun das 
viele Senior*innen und Angehö-
rige nicht, weil sie sie einfach 
für Altersbeschwerden hal-
ten. Beispiele sind Verwirrung, 
Schlafstörungen, Schwindel 
und Benommenheit und da-
durch Stürze, trockener Mund, 
Übelkeit, Bauchschmerzen, 
Durchfall oder Verstopfung, 
Probleme beim Wasserlassen 
und Inkontinenz. Es gilt zu be-
obachten, ob die  Symptome 
schon länger da waren oder 
erst ab Einnahme eines neuen 
Mittels auftraten. � ele

Bei älteren Menschen ab 65 Jahren können Medikamente anders wirken

Eine volle Pillendose ist für Äl-
tere oft Alltag. 

Foto: Vitalii / Adobe Stock

BBW-Aktive am Cleanup Day.
Foto: BBW Stendal

Anzeigen
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Es ist bekannt, dass Gespenster stets zur Geisterstunde um Mitternacht spuken. Um sich die Wartezeit 
etwas zu verkürzen, lösen sie dabei gerne Kreuzworträtsel – wie zum Beispiel dieses hier. Trägst du die 
richtigen Begriffe ein, dann ergeben die Felder mit den Nummern 1 bis 8 das gesuchte Lösungswort.
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Rolands Rätselecke

Ratespiel im Geisterschloss
Tipp für Kinder

Gedenken an die Kriegsopfer
Wer im Herbst an einem Blumengeschäft vorbeigeht, kann dort zahlreiche Gestecke und Kränze 

entdecken. Angehörige schmücken damit die Gräber Verstorbener, um an ihre Liebsten zu erinnern. 
Am sogenannten Volkstrauertag dagegen stehen vor allem die Menschen im Mittelpunkt, die im Krieg 
gefallen sind. Für sie und ihre Hinterbliebenen finden an diesem Tag Gedenkveranstaltungen statt.

Erstmals in ganz Deutsch-
land gab es den Volkstrauer-
tag vor genau 100 Jahren. Zu 
dieser Zeit sprach man noch 
von einem „Deutschen Reich“. 
Politiker*innen der Weimarer 
Republik diskutierten damals 
einige Jahre, wie man nach 
dem Ende des Ersten Weltkrie-
ges am besten an das Schicksal 
der gefallenen Soldaten und 
ihrer Hinterbliebenen erinnern 
könnte. Angeregt hatte das be-
reits 1919 der Volksbund Deut-
sche Kriegsgräberfürsorge. 

Im Zeichen der Trauer
Für den Volkstrauertag gibt es 

kein festes Datum. Dieser findet 
immer zwei Sonntage vor dem 
Ersten Advent statt. In diesem 
Jahr ist das der 16. November. 
Als Gedenktag oder auch „stiller 
Tag“ ist dieser Termin übrigens 
in keinem Bundesland ein ge-
setzlicher Feiertag. 

Inhaltlich hat sich das Geden-
ken mittlerweile gewandelt. Im 
Mittelpunkt stehen heute nicht 

mehr allein die getöteten Sol-
daten. Längst geht es auch um 
die Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft insgesamt. 

Erinnerung und Versöhnung
Die zentrale Gedenkstunde 

zum Volkstrauertag veranstaltet 
der Volksbund Deutsche Kriegs-

gräberfürsorge im Deutschen 
Bundestag. Sie steht im Zeichen 
des Zweiten Weltkrieges, der 
vor mehr als 80 Jahren endete. 
Möglicherweise zum letzten 
Mal können an diesem Tag noch 
Zeitzeug*innen zu Wort kom-
men und selbst über das damals 
Erlebte berichten.

In Erinnerung an die im Krieg gestorbenen Menschen bietet der 
Volkstrauertag am 16. November eine Gelegenheit, innezuhalten.

Foto: Tomsickova / Adobe Stock

Grafiken: mRGB, klyaksun / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll durchgeblickt
Für seine Arbeit benötigt der Uhrmacher gute Augen. Dir geht es 

ähnlich, wenn du alle zehn Unterschiede in dem unteren Bild finden 
willst. Die Lösung steht auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Hier tickt es falsch

Grafik: Leh / Adobe Stock

Gespensterjäger 
und der Weihnachtsspuk

Toms Laune ist im Keller, denn die abscheulichste Zeit des Jahres 
steht bevor: Weihnachten. Als wären kitschige Lieder, anstrengen-
de Verwandtschaft und fragwürdige Deko nicht schlimm genug, 
greift Toms Familie beim Weihnachtsbaumkauf auch noch ge-
fährlich daneben. Statt Festtagsfreude und Besinnlichkeit bringt 

ihre Tanne Grauen und Gefahr 
ins Haus. Und Toms größter 
Albtraum wird wahr: Die Ge-
spensterjäger müssen Weih-
nachten retten!

Endlich geht die Geschich-
te um Tom, Hedwig und Hugo 
weiter! Die Gespensterjäger 
begeben sich auf ein weih-
nachtliches Grusel-Abenteuer. 

Cornelia Funke: Gespenster-
jäger und der Weihnachtsspuk. 
Loewe, 176 Seiten, ab 8 Jah-
ren, ISBN: 978-3-7432-2142-0, 
14,95 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schicke die 
Lösung aus „Rolands Rätselecke“ (Betreff: „Gespensterjäger“) per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort
per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin.
Einsendeschluss ist der 15. November.

mailto:verlosung@sovd.de?subject=Gespensterj�ger


Foto: Starpix / picture alliance

Denksport

V. li.: Diana Amft, Franziska Weisz und Jasmin Gerat teilen in der
Fernsehserie „Tage, die es nicht gab“ ein dunkles Geheimnis.

Keine Angst vorm Älterwerden
Bekannt machten sie die Teenie-Komödie „Mädchen, Mädchen“ sowie die Arztserie „Doctor’s Diary“. 

Über ausbleibende Rollenangebote kann sich die Darstellerin glücklicherweise auch rund 20 Jahre 
später nicht beklagen. Am 7. November feiert Diana Amft ihren 50. Geburtstag.

Leider ist es noch immer so, 
dass viele Schauspielerinnen 
mit zunehmendem Alter weni-
ger Engagements erhalten. Die-
se Erfahrung blieb Diana Amft 
bisher erspart. In dem Kinofilm 
„Altweibersommer“ allerdings 
spielt sie eine Frau, die in einer 
Midlife-Crisis steckt. Dass ihr 
selbst diese Erfahrung fremd 
ist, mag auch an ihrem „Zweit-
Job“ liegen: Diana Amft hat 
bereits mehrere Kinderbücher 
geschrieben.

In der Serie „Tage, die es nicht 
gab“ können Sie Diana Amft in 
der ARD-Mediathek sehen.

Schauspielerin Diana Amft geht „Midlife-Crisis“ ganz bewusst aus dem Weg

Kommissarin der anderen Art
Sie begeisterte als Metzgerstochter („girl friends“) und als Krankenschwester („Nikola“). In den 

ZDF-Krimis um Marie Brand sieht man sie als überaus rationale Polizistin mit einer Vorliebe für 
Primzahlen. Am 23. November feiert Schauspielerin Mariele Millowitsch ihren 70. Geburtstag.

In Köln kam sie als jüngste 
Tochter des Volksschauspielers 
Willy Millowitsch zur Welt. Kein 
Wunder also, dass es sie auf die 
Bühne zog. Dessen ungeachtet 
studierte Mariele Millowitsch 
Veterinärmedizin. Zur Freude 
ihrer Fans aber setzte die pro-
movierte Tierärztin dennoch die 
Familientradition fort. Seither 
sieht man sie vorwiegend in 
Fernsehfilmen und -serien.

Am 19. November um 20.15 Uhr 
ist Mariele Millowitsch im ZDF 
wieder als Kommissarin in „Marie 
Brand und die Bedrohung vom an-
deren Stern“ zu sehen.

Mariele Millowitsch spielt die hochbegabte TV-Ermittlerin Marie Brand

Ein Team mit Herz und Verstand: Marie Brand (Mariele Millowitsch) 
und ihr Kollege Jürgen Simmel (Hinnerk Schönemann).

Anders als im alten Ägypten, geht es bei dieser Pyramide nicht 
darum, Steinquader übereinander zu stapeln, sondern Zahlen. Dabei 
kann man freilich trotzdem ins Schwitzen geraten: Jede Zahl ergibt 
sich aus der Summe der beiden darunterliegenden Zahlen. Im Bild 
unten rechts zum Beispiel lautet die Rechenaufgabe also 9 + 6.

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18.

Foto: Wolfgang Breiteneicher / SWR
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Über Jahre hinweg bildete der Trompeter gemeinsam mit Sängerin Stefanie Hertel so etwas wie 
ein Schlager-Traumpaar. Im Ersten moderiert der Volksmusiker bereits seit 2005 die Unterhaltungs-
sendung „Immer wieder sonntags“. Am 26. November wird Stefan Mross 50 Jahre alt.

Im Sommer begeistert Stefan Mross mit „Immer wieder sonntags“ 
aus dem Europa-Park Rust Schlagerfans in ganz Deutschland.

Ein Herz für den Nachwuchs

Es klingt wie ein Märchen: 
Als der damals 13-Jährige auf 
einer Hochzeit Trompete spielt, 
entdeckt ihn zufällig der TV-
Moderator Karl Moik („Musi-
kantenstadl“). Mittlerweile ist 
Stefan Mross selbst zu einem 
Star der Volksmusik geworden.

Kritik dagegen äußerte der 
Oberbayer kürzlich in der 
„Münchner Abendzeitung“: In 
vielen Shows seien immer die 
gleichen Gesichter zu sehen, der 
Nachwuchs komme zu kurz.  Mit 
eigener Plattenfirma will Stefan 
Mross daher nun gezielt junge 
Künstler*innen fördern.

Stefan Mross will mit eigenem Musiklabel die Zukunft des Schlagers sichern

Foto: Martin Valentin Menke / ZDF

Buchtipp

Gesundheit gibt es 
nicht beim Arzt!

Die Zahlen-Pyramide

In seinem Buch räumt der Arzt und Medizinjournalist Christoph 
Specht mit gängigen Gesundheitsmythen auf. Er eröffnet eine 
neue Sicht auf das, was uns wirklich gesund macht – jenseits von 
Tabletten und Therapien. Dr. Specht 
ist überzeugt, dass Gesundheit nicht 
verordnet werden kann. Man muss 
sie für sich selbst gestalten. 

Der Mediziner analysiert auch un-
ser Gesundheitssystem, das an seine 
Grenzen stößt: überlastet, teuer, de-
mografisch am Limit. Umso klarer 
wird, wie wichtig Selbstbestimmung 
und ein, eigenverantwortlicher Um-
gang mit Gesundheit sind.

Dr. Christoph Specht: Gesundheit 
gibt es nicht beim Arzt! Kösel, 240 
Seiten, ISBN: 978-3-466-34845-9,  
22 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Gesundheit“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. November.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

222

4 7 1 8
7 5 8 3

7 2
9 7 3 6

4 2 7 6 9
6 4 7 1

4 5
5 3 1 9

8 9 1 7

4 3 8
5 7 8 4
7 3 1 2

2 5
7 8 6

9 6
1 2 7 5
6 9 3 7

7 8 4

1 2 3 9 4 6 7 8 5
7 9 5 3 2 8 6 1 4
4 8 6 1 5 7 9 2 3
8 6 2 5 3 4 1 7 9
3 1 9 7 6 2 5 4 8
5 7 4 8 9 1 3 6 2
9 4 8 6 7 5 2 3 1
6 5 1 2 8 3 4 9 7
2 3 7 4 1 9 8 5 6

6 5 2 9 4 1 8 7 3
1 9 3 2 8 7 6 5 4
4 8 7 6 3 5 1 9 2
9 3 4 1 6 8 5 2 7
7 2 6 3 5 4 9 8 1
5 1 8 7 9 2 3 4 6
2 7 9 8 1 6 4 3 5
3 6 5 4 2 9 7 1 8
8 4 1 5 7 3 2 6 9

Möchten Sie einen weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben nach 
unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de oder per 
Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. 
Einsendeschluss ist der 15. November.

Des Rätsels Lösung
Was krabbelt da im Laub?
(Ausgabe Oktober, Seite 16)

Auf dem Bild waren insge-
samt 11 Käfer zu entdecken.

Bezahlen an der „Plauderkasse“

An dieser Kasse darf man plaudern oder nach Kleingeld suchen.

Ein Edeka-Markt am Niederrhein sorgt für Entschleunigung im Alltag. Zu festgelegten Zeiten öffnet 
dort neben der regulären Kasse eine „Plauderkasse“. Diese lädt Kund*innen zu einem Schwätzchen beim 
Bezahlen ein. Nicht nur bei älteren Menschen kommt dieses stressfreie Einkaufen gut an.

Stehen drei Personen in einer 
Schlange, werden Rufe nach 
dem Öffnen einer zusätzlichen 
Kasse laut. Nicht in Kempen. Be-
wusst nimmt die dortige Edeka-
Filiale den Druck raus. Einkaufen 
soll sich gut anfühlen und nicht 
unnötig für Stress sorgen. 

Wer an der „Plauderkasse“ 
seine Waren aufs Band legt, ist 
nicht gehetzt. Dort ist es normal, 
sich über das Wetter oder über 
Kochrezepte auszutauschen. Als 
angenehm empfinden das nicht 
nur die Kundschaft. Auch die 
Kassierer*innen erleben diese 
kurzen Gespräche im Rahmen 
ihrer Arbeit als Bereicherung.

Buchtipp

Wenn ich eine Wolke wäre
In letzter Minute verlässt die Dichterin Mascha Kaléko 1939 

Nazi-Deutschland. Erst siebzehn Jahre später kehrt sie zurück. Es 
ist eine Reise in die Vergangenheit – verbunden mit der bangen 
Frage, ob sie auch eine in die Zukunft sein kann. Sie fährt nach 

Berlin, in die Stadt, in der sie einst 
glücklich und erfolgreich war, die 
sie liebte, und durch das ganze 
Land, ein ganzes Jahr lang. Fast 
täglich schickt sie Briefe nach 
New York, an ihren Mann, die Lie-
be ihres Lebens, und erzählt – von 
märchenhaften Erfolgen, einem 
Wunder in Berlin, Abgründen, von 
einem alten, neuen Land.

In seinem Buch schreibt Volker 
Weidermann nur über ein einzel-
nes Jahr. Und doch zeigt er darin ein 
ganzes deutsch-jüdisches Leben. Es 
ist die Geschichte einer Dichterin, 
in deren Humor und Melancholie 
wir uns selbst erkennen.

Volker Weidermann: Wenn ich eine Wolke wäre. Mascha Kaléko und 
die Reise ihres Lebens. Kiepenheuer & Witsch, 240 Seiten, ISBN: 978-
3-462-00863-0, 23 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen?
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff „Wenn ich eine Wolke 
wäre“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. November.

Foto: picture alliance / dpa

Röntgenbilder statt Vinyl

Das hätte sich Elvis Presley 
wohl nicht träumen lassen: Um 
in den Genuss seiner Lieder zu 
kommen, pressten sowjetische  
Musikfans seine Platten auf 
ausgediente Röntgenbilder. Das 
war nicht ungefährlich. Denn 
wer mit so einer Raubkopie 
erwischt wurde, landete unter 
Umständen im Knast. 

Vom Klang her waren die 
Röntgenscheiben kein Genuss. 
Nicht selten war das Rauschen 
und Knistern so laut wie die 
Musik selbst. Zudem nutzten 
sich die Rillen ab. Hatte man die  
„Röntgenscheibe“ einige Male 
gespielt, war sie nicht mehr zu 
gebrauchen.

Das gehörte nicht zur Therapie: Auf alten Röntgenaufnahmen fand 
westliche Rockmusik ihren Weg in die frühere Sowjetunion.

Fotos: cunaplus, master1305; Montage: SoVD 

In den späten 1940er-Jahren schottete sich die damalige Sowjetunion kulturell ab: Rock ’n’ Roll und 
Jazz galten als imperialistisch und schädlich für die kommunistische Jugend. Schallplatten gab es daher 
nicht zu kaufen. Dennoch eroberte die Musik den Osten – heimlich gepresst auf alte Röntgenbilder.

Gibtʼs doch gar nicht, oder?

Hätten Sieʼs gewusst?

Hier tickt es falsch
(Fehlersuche, Seite 16)

Die Unterschiede haben wir 
im Bild markiert.

Die Zahlen-Pyramide
(Denksport, Seite 17)

Rechts im 
Bild sehen Sie
die fehlenden 
Zahlen.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. November einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse und Mitgliedsnummer anzugeben!

Nr. 11 | November 2025 Seite 19UNTERHALTUNG / ANZEIGEN

Mit spitzer Feder

Kloster hehr,
erlaucht

persön-
liches
Fürwort

Haupt-
stadt
von Ve-
nezuela

dt.
Schau-
spielerin
(Nadja)

beherzt,
ent-
schlos-
sen

kleiner
Lotto-
gewinn

Anzahl
der
Kegel

ge-
sangs-
mäßig

Einfahrt,
Eingang

auf-
wärts

Klage
westfäl.
Ruhr-
Zufluss

Prüfung
im Mo-
torrad-
sport

Steppen-
huftier

veraltet:
Lärm

in
Richtung
Fluss-
mündung

gesund
werden

vor-
zeitig

Ost-
germa-
nenvolk

des
Weiteren

Saug-
strö-
mung

flink,
beweg-
lich

Signal-
instru-
ment

franz.
Schrift-
steller
† 1980

lat.:
auf dem
Wege
über

extrem,
rück-
sichts-
los

ital.
Gast-
stätte

stiller,
zentraler
Ort oder
Mensch

Marinade
zum
Pökeln

ugs.:
Prügel,
Hiebe,
Schläge

Instand-
setzung

Teil-
nahme-
bekun-
dung

lodernde
Flamme

Kuchen-
gewürz Bankrott

mit-
einander
ver-
bunden

Karibik-In-
selgruppe
dt. Mime
(Götz) †

Spaß-
mache-
rei

süddt.:
Wald-
schlucht

fürsorg-
lich be-
handeln

Wasch-
raum im
Berg-
werk

eine
Arznei
verab-
reichen

Düssel-
dorfer
Einkaufs-
meile (Kf.)

franzö-
sisch:
Osten

Wunsch-
bild, ide-
alisierte
Person

ugs.:
nein

Aufbruch
zu einer
Fahrt

nord.
Nutztier

Spiel-
leitung
bei Film
und TV

dt. Dich-
ter (Hein-
rich von)
† 1811

ver-
steckt,
ver-
borgen

Berliner
Männer-
spitz-
name

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15 0328

AUFLÖSUNG DES LETZTEN 
RÄTSELS

C P A W
B A R B A R A A U S R E I S E

G U R T K A P I T E L T I F
V A R U S T A R E T O R T E

S E D I A G N O S E A T
S C H W U E L E M R A U K E

K I E L D E I B E A B A
N R E E P E R S T L I N G

S T E I N P T P E N T E
T V K O S T G A E N G E R

V E R Z E H R U R A L
R O E R A P P E L T
I M B I S S E I L E
L A U S S U R F E N

Sprungschanze (1-13)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

sl1714-0328

Anzeige

Letzte 
Wünsche 
erfüllen!

Helfe & 
spende 
jetzt!

Axel Prahl: „Was man 
liebt, braucht Zeit“

In seiner Rolle als Kriminalhaupt-
kommissar Frank Thiel im „Tatort“  
aus Münster hat Axel Prahl vie-
le Fans. Dass der ungekünstelte 
Schauspieler zu Recht auch bei sei-
nen Kolleg*innen beliebt ist, zeigt 
dieses Buch von Knut Elstermann. 
Es entstand aus persönlichen Tex-
ten, Beobachtungen und Interviews. 
Die Collage erzählt von Prahls Her-
kunft, seinen ersten Erfahrungen am 
Theater sowie von seiner Musik. Es 
entfaltet sich ein vielseitiges Porträt, 
das dem Menschen wie auch dem 
Schauspieler Axel Prahl gerecht wird.

Knut Elstermann, Axel Prahl: Axel Prahl: „Was man liebt, braucht Zeit“. 
Goldmann, 240 Seiten, ET: 5. 11., ISBN: 978-3-442-30236-9, 24 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben Sie 
uns mit dem Betreff „Axel Prahl“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de 
oder gerne auch per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. November.

Buchtipp

mailto:verlosung@sovd.de?subject="Axel Prahl"
mailto:kreuzwortraetsel@sovd.de?subject=Kreuzwortr�tsel
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Wechseln Sie zum E-Paper!

Der kürzeste Weg geht über das Smartphone. Dazu einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über den 
Code halten. Den nun erscheinenden Link tippen Sie an. Wenn auf Ihrem Gerät noch kein Scanner 
installiert ist, finden Sie diesen im AppStore oder bei Google Play. Sie können sich auch direkt über die 
Website ummelden: www.sovd.de/e-paper

› 	�schneller bei Ihnen
als im Postversand

›	� enthält alle 
Landesbeilagen

›	� für Tablets und 
Smartphones

› schont die Umwelt

Foto: Miljan Živković / Adobe Stock; Collage: SoVD

Scan mich!
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Jedes 6. Mitglied

liest bereits digital

Vier große Verbände hatten 
sich zum Armutsgipfel zusam-
mengeschlossen, um auf ein 
drängendes gesellschaftliches 
Problem aufmerksam zu ma-
chen: Armut ist in der Han-
sestadt weit verbreitet. Jedes 
vierte Kind und jede*r fünfte 
Einwohner*in gelten als arm. 
Unter dem Motto „Wege in eine 
gerechte Zukunft“ diskutierten 
Expert*innen, Politiker*innen 
und rund 180 Teilnehmende 
über Lösungen.

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier be-
tonte in ihrem Grußwort „Woh-
nen ist ein Menschenrecht und 
muss für jeden bezahlbar sein.“ 
Die Vizepräsidentin der Ham-
burgischen Bürgerschaft, Ma-
reike Engels (Bündnis 90 / Die 
Grünen), warnte, dass Armut ein 
Risiko für die Demokratie sei. 
Kristin Alheit, Geschäftsführen-

de Vorständin des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands Hamburg, 
ergänzte: „Menschen mit Ar-
mutserfahrung müssen gehört 
werden.“

Eine von ihnen ist Erika Heine. 
Sie erklärte: „Wir werden nicht 
ernst genommen, es herrscht 
viel Willkür.“ Klaus Wicher, Vor-
sitzender des SoVD Hamburg, 
beschrieb Armut als Teufels-
kreis: „Armut ist nicht nur ein 
Zustand, sondern ein sich selbst 
verstärkender Prozess.“ Notwen-
dig seien strukturelle Maßnah-
men, bessere Bildungschancen, 
starke soziale Sicherungssyste-
me und gesicherte Teilhabe.

Für Dr. Rolf Bosse, Geschäfts-
führer des Mietervereins zu 
Hamburg, ist Wohnen „die neue 
soziale Frage“. Aufgabe des Staa-
tes sei es, bezahlbaren Wohn-
raum bereitzustellen. Als Vorbild 
nannte er Wien. 

Tanja Chawla, Vorsitzende des 
DGB Hamburg, forderte, dass 
Mieten nicht mehr als ein Drittel 
des Gehalts „auffressen“ dürften. 
Mindestlohn und Tarifbindung 

seien zentrale Wege aus der Ar-
mut. Ulrich Schneider, langjäh-
riger Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbandes, 
kritisierte Unsachlichkeit in der 
öffentlichen Debatte über Armut. 

In Foren und Diskussionsrun-
den wurden konkrete Schritte 
erörtert. Das Fazit: Viele Lösun-
gen liegen auf dem Tisch – es 

Am 15. Oktober fand in Hamburg der erste Armutsgipfel statt – ausgerichtet vom SoVD Hamburg in 
Kooperation mit dem Mieterverein Hamburg, dem DGB Hamburg und dem Paritätischen Wohlfahrts-
verband. Im Saalhaus der Patriotischen Gesellschaft lag der Schwerpunkt auf dem Thema Wohnen. 
Michaela Engelmeier und Klaus Wicher, Vorsitzender des SoVD Hamburg, gehörten zu den Gästen.

Wohnungsnot und Armut gehören zusammen

Klaus Wicher und Michaela Engelmeier beim Armutsgipfel unter 
dem Motto: „Wege in eine gerechte Zukunft“ in Hamburg. 

Fotos: Jonas Walzberg

fehlt am politischen Willen. 
Am Ende verabschiedeten die 
Veranstalter*innen eine gemein-
same Erklärung. „Mit Senat und 
Bürgerschaft müssen Ausstiegs-
szenarien entwickelt werden, 
um Wege aus der Armut zu eb-
nen. Aus der Bürgerschaft gibt 
es erste Stimmen, diesen Weg 
mitgehen zu wollen“, so Wicher.

Volle Reihen im Haus der Patrio-
tischen Gesellschaft. 

Aus dem Landesverband Hamburg
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